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ZUSAMMENFASSUNG 

Dieser Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Zusammenschaltung in der Telekommunikation zur Gewährleistung des Universaldienstes und 
der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP) 
spielt eine zentrale Rolle für das künftige Wettbewerbsumfeld. 

Er soll neuen Marktteilnehmern in einem vorhersehbaren, stabilen ordnungspolitischen Umfeld 
den Zugang zu derzeitigen professionellen und privaten Kunden unter Bedingungen 
ermöglichen, die höhere Investitionen und Marktwachstum im Telekommunikationssektor 
fördern. 

Gleichzeitig sollen Schutzmechanismen eingeführt werden, die die Zusammenschaltung und die 
Interoperabilität von Netzen und Diensten gewährleisten, so daß die Benutzer mehr und mehr 
von dem unionsweiten Angebot an Telekommunikationsdiensten profitieren können. 

In der Richtlinie werden harmonisierte Grundsätze für die Zusammenschaltung festgelegt, die 
auf einzelstaatlicher Ebene umzusetzen sind. Die wichtigsten Merkmale sind: 

Anwendung der ONP-Grundsätze der Transparenz, Obj ekti vi tat und Nichtdiskriminierung 
nach dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit; 

Vorrang für kommerzielle Verhandlungen zwischen den Zusammenschaltungsparteien, 
wobei bestimmte Bedingungen zuvor von den nationalen Aufsichtsbehörden festgelegt 
werden können; 

im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip eindeutige Zuständigkeiten für die nationalen 
Aufsichtsbehörden, zu denen auch effiziente Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten 
gehören. 

Die vollständige Öffnung für den Wettbewerb bei der Bereitstellung von 
Telekommunikationsdiensten und -netzen wird in den meisten Mitgliedstaaten voraussichtlich 
zum 1. Januar 1998 stattfinden. 

Diese Richtlinie ist wesentlicher Bestandteil des neuen ordnungspolitischen Umfelds zur 
Liberalisierung des Telekommunikationsbereichs und somit Teil des entsprechenden 
allgemeinen rechtlichen Reformpakets. 



BEGRÜNDUNG 

1. Einleitung 

Dieser Vorschlag für eine Richtlinie über die Zusammenschaltung in der Telekommunikation 
zur Gewährleistung des Uni versai dienstes und der Interoperabilität durch Anwendung der 
Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP) ist wesentlicher Bestandteil des allgemeinen 
rechtlichen Reformpakets für den Telekommunikationsbereich. 

Die Europäische Union verfolgt im Telekommunikationsbereich eine ausgewogene 
Liberali si erungs- und Harmonisierungspolitik; dabei stützt sie sich auf die Richtlinie der 
Kommission über Telekommunikationsdienste(,) und die Richtlinie des Rates über den offenen 
Netzzugang(2), die 1990 gleichzeitig angenommen wurden. 

Mit dem Reformpaket soll die politische Vereinbarung, die Telekommunikationsdienste und 
-infrastruktur zum 1. Januar 1998(3) zu liberalisieren (vgl. Entschließungen des Rates vom 
22. Juli 1993(4) und vom 22. Dezember 1994(5)) umgesetzt werden. Gleichzeitig sollen 
Schutzmechanismen zur Sicherstellung der Zusammenschaltungs und der Interoperabilität von 
Netzen und Diensten eingeführt werden, so daß der Benutzer weiterhin von dem unionsweiten 
Angebot an Telekommunikationsdiensten profitieren kann. 

Das Zusammenschaltungsprinzip spielt eine zentrale Rolle im künftigen Wettbewerbsumfeld; 
es soll neuen Marktteilnehmern in einem vorhersebaren, stabilen ordnungspolitischen Umfeld 
den Zugang zu derzeitigen Endbenutzern unter Bedingungen ermöglichen, die höhere 
Investitionen und Marktwachstum im Telekommunikationssektor fördern. 

2. Hintergrund 

Leistungsfähige transeuropäische Telekommunikationsdienste sind für die Vollendung des 
Binnenmarktes von ausschlaggebender Bedeutung und für die Förderung des 
Wirtschaftswachstums besonders wichtig. Die zunehmend internationale Dimension der 
Unternehmen erfordert eine reibungslose Kommunikation mit den einzelnen Niederlassungen 
in den verschiedenen Ländern; außerdem müssen die Verbindungen zu den Kunden weiter 
verbessert werden. Im Delors-Weißbuch(6) werden Telekommunikationsnetze daher als 
Lebensnerv der Wettbewerbsfähigkeit bezeichnet. 

(,) Richtlinie 90/388/EWG der Kommission, ABl. Nr. L 192 vom 24.7.1990, S. 10. 
(2) Richtlinie 90/387/EWG des Rates, ABl. Nr. L 192 vom 24.7.1990, S. 1. 
(3) Für Griechenland, Irland, Portugal und Spanien gilt eine Übergangszeit von bis zu fünf 

Jahren, fur Luxemburg eine Übergangszeit von bis zu zwei Jahren. 
(4) Entschließung des Rates 93/C 213/01 vom 6.6.1993, S. 1. 
(5) Entschließung des Rates 94/C 379/03 vom 31.12.1994, S. 4. 
(6) Weißbuch der Kommission: "Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung -

Herausforderungen der Gegenwart und Wege ins 21. Jahrhundert", Dezember 1993. 

\ 



Die Katalysatorfunktion der Telekommunikation für den Binnenmarkt ist von Kommission und 
Rat mehrfach bestätigt worden; sie liegt auch einer Reihe wichtiger ordnungspolitischer 
Maßnahmen zugrunde, die die Gemeinschaft in den letzten zehn Jahren ergriffen hat. Diese 
Maßnahmen dienten der fortschreitenden Öffnung der Märkte für Telekommunikationsgeräte 
und -dienste, um diese sowohl privaten als auch kommerziellen Benutzern effizienter und 
preiswerter anzubieten, sowie der Schaffung eines homogenen Umfelds für europaweite 
Telekommunikationsdienste. 

In einem vollständig wettbewerbsorientierten Umfeld wäre der Bedarf an ordnungspolitischen 
Maßnahmen auf die Gewährleistung fairer Bedingungen begrenzt, höchstwahrscheinlich durch 
Ex-post-Anwendung der Wettbewerbsregeln des Vertrages sowie durch Ex-ante-Bestimmungen 
im Hinblick auf die Erbringung öffentlicher Dienstleistungen und die Erfüllung der 
grundlegenden Anforderungen. Wenngleich der Markt bereits zum uneingeschränkten 
Wettbewerb tendiert, sind Ex-ante-Regelungen erforderlich, damit derzeitige Marktteilnehmer 
nicht ihre Marktposition ausnutzen, um neue potentielle Betreiber und Diensterbringer vom 
Markt auszuschließen. 

3. Ziele des Richtlinienvorschlags 

Ziel des neuen ordnungspolitischen Umfelds ist es, den offenen Zugang zu Netzen und Diensten 
sicherzustellen sowie das Recht der Marktteilnehmer auf Zusammenschaltung mit den Netzen 
und Diensten anderer in begründeten Fällen zu gewährleisten. 

Charakteristisch für den vorgeschlagenen harmonisierten Zusammenschaltungsrahmen sind: 

Anwendung der ONP-Grundsätze der Transparenz, Objektivität und Nichtdiskriminierung 
nach dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit; 

Vorrang für kommerzielle Verhandlungen zwischen den Zusammenschaltungsparteien, 
wobei die nationalen Aufsichtsbehörden bestimmte Bedingungen vorab festlegen können; 

im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip eindeutige Zuständigkeiten für die nationalen 
Aufsichtsbehörden, zu denen auch effiziente Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten 
gehören. 

Darüber hinaus gelten die Wettbewerbsregeln des Vertrages. 

Eine Richtlinie der Europäischen Union über die Zusammenschaltungs in Verbindung mit dem 
offenen Netzzugang gilt als das effizienteste Mittel zur Festlegung harmonisierter Grundsätze 
für die Zusammenschaltung in den Mitgliedstaaten, wobei die Rolle der nationalen 
Aufsichtsbehören dem Subsidiaritätsprinzip entsprechend zu definieren ist. 

Mit der vorgeschlagenen Richtlinie soll ferner ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den 
Rechten und Pflichten der Marktteilnehmer erreicht werden, das ihrer jeweiligen Marktposition 
entspricht. 



4. Anwendbarkeit der vorgeschlagenen Richtlinie - Ausgewogenes Verhältnis von Rechten 
und Pflichten 

In dem Richtlinienvorschlag werden Rahmenbedingungen für die Zusammenschaltung 
festgelegt, aus dem die Rechte und Pflichten der betroffenen Parteien eindeutig hervorgehen. 
Eine tragende Rolle kommt dabei den nationalen Aufsichtsbehörden für Telekommunikation 
in den Mitgliedstaaten zu, die dafür sorgen müssen, daß die Zusammenschaltung im Interesse 
der europäischen Benutzer bereitgestellt wird; daher betreffen viele Bestimmungen der 
Richtlinie die Funktion und die Zuständigkeiten der nationalen Aufsichtsbehörden. 

Was die betroffenen Telekommunikationsorganisationen angeht, so berücksichtigt die Richtlinie 
die verschiedenen Kategorien von Marktteilnehmern in den Mitgliedstaaten. Für jede Kategorie 
wird ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Rechten und Pflichten festgelegt, die von einem 
Marktteilnehmer zum andern unterschiedlich sein können. 

Ein neuer Marktteilnehmer, der umfassende Zusammenschaltungsrechte erwerben möchte, muß 
entsprechend umfassende Pflichten übernehmen. Je nach seinem Angebot an Diensten kann sich 
ein anderer Marktteilnehmer mit weniger Rechten zufrieden geben und entsprechend weniger 
Pflichten haben. 

Dies würde beispielsweise auf eine Organisation (z.B. einen Anbieter von Datendiensten) 
zutreffen, die weder ein besonderes grundsätzliches Recht auf eine Zusammenschaltung mit 
anderen Marktteilnehmern hat noch die Pflicht, den Zusammenschaltungsanträgen anderer 
zuzustimmen. Bei Zusammenschaltungsstreitigkeiten hätten jedoch alle Parteien auf 
einzelstaatlicher Ebene das Recht, die nationale Aufsichtsbehörde anzurufen; bei grenzüber­
greifenden Streitigkeiten könnten sie die Einleitung des Schlichtungsverfahrens auf Gemein­
schaftsebene verlangen. Die von einer solchen Organisation bereitgestellten Dienste können im 
öffentlichen Interesse bestimmten, von der nationalen Aufsichtsbehörde vorabfestgelegten 
Bedingungen unterworfen werden (die z.B. internationale Normen, die Numerierung usw.) 
betreffen. Ansonsten wären Zusammenschaltungsvereinbarungen jedoch das Ergebnis 
technischer und kommerzieller Verhandlungen zwischen den Parteien. 

Betreiber öffentlicher Telekommunikationsnetze und Anbieter öffentlicher Telekommunikations­
dienste, die in der Lage sind, den Zugang der Kunden zu anderen Diensterbringern (und 
umgekehrt auch den Zugang anderer Diensterbringer zu den Kunden) zu kontrollieren, haben 
im allgemeinen das Recht auf Zugang zu nationalen Ressourcen, z.B. das Recht, Kabel auf 
öffentlichen Straßen zu verlegen, Funkfrequenzen zu nutzen oder Nummern bzw. Numerie­
rungsbereiche des nationalen Numerierungsplans zu verwenden. Diese Privilegien fänden ein 
Gegengewicht in der Verpflichtung, sich in nichtdiskriminierender Weise mit anderen 
Organisationen derselben Kategorie zu vernetzen. 

Organisationen, die gleichzeitig über beträchtliche Marktmacht verfügen, würden bestimmte 
Verpflichtungen auferlegt, insbesondere als Ausgleich für eine vorteilhaftere Verhandlungs­
position gegenüber wesentlich kleineren neuen Marktteilnehmern. Der Begriff "beträchtliche 
Marktmacht" läßt sich anhand mehrerer Faktoren definieren, die einzeln oder zusammen 
herangezogen werden können, wie etwa Größe, Marktanteil, Grad der vertikalen Integration, 
Unabhängigkeit von Konkurrenten, Kontrolle über knappe Ressourcen, Privilegien gegenüber 



anderen Marktteilnehmern usw. Zu den Verpflichtungen dieser Organisationen würden gehören: 
die Veröffentlichung von Züsammenschaltungspreislisten, kostenorientierte Zusammen-
schaltungstarife auf der Basis eines transparenten Kostenrechnungssystems und in bestimmten 
Fällen getrennte Buchführung. 

5. Inhaltsübersicht 

In Artikel 1 werden Geltungsbereich und Ziele der Richtlinie festgelegt. 

In Artikel 2 werden die wichtigsten Begriffe der Richtlinie definiert. 

In Artikel 3 werden die wesentlichen Zusammenschaltungsgrundsätze aufgeführt, denenzufolge 
die Mitgliedstaaten alle bestehenden Schranken für die Zusammenschaltung aufzuheben haben 
und kommerzielle und technische Verhandlungen Vorrang erhalten. Ferner wird auf die 
Bedeutung hingewiesen, die der Förderung europaweiter Telefon- und Mietleitungsdienste 
zukommt, und sichergestellt, daß die Zusammenschaltungsparteien die Vertraulichkeit 
gegenseitig übermittelter Informationen wahren. 

In Artikel 4 geht es um die Rechte und Pflichten vernetzter Organisationen. Es wird auf das 
Recht und die Pflicht bestimmter Organisationen verwiesen, Zusammenschaltungsverein-
barungen untereinander auszuhandeln. Den nationalen Aufsichtsbehörden wird dabei 
zugestanden, ausnahmsweise auf die Erfüllung dieser Verpflichtung zu verzichten, jedoch nur, 
wenn gangbare Alternativen zur Zusammenschaltung bestehen. 

In Artikel 5 werden die Bedingungen aufgeführt, nach denen die Mitgliedstaaten zur Umlegung 
der Belastungen, die mit der Bereitstellung des universellen Dienstes einhergehen, verfahren 
können. Eine mit den Verpflichtungen aufgrund des universellen Dienstes verbundene Belastung 
kann so umgelegt werden, daß entweder ein Teil dieser Verpflichtung selbst unmittelbar 
übernommen oder aber ein angemessener finanzieller Beitrag geleistet wird; diese Wahl wird 
mitunter als 'pay-or-play* (Zahlen oder Mitmachen) bezeichnet. In der Richtlinie wird betont, 
daß die mit dem universellen Dienst einhergehenden Nettokosten in transparenter Weise zu 
berechnen sind, wenn von Marktteilnehmern finanzielle Beiträge verlangt werden. 

In Artikel 6 werden die Anforderungen der Nichtdiskriminierung und Transparenz bei der 
Zusammenschaltung von Netzen und Diensten festgelegt, die von Organisationen mit 
beträchtlicher Marktmacht bereitgestellt werden. Ferner ist die Veröffentlichung von 
Zusammenschaltungsvereinbarungen vorgesehen, an denen Organisationen mit beträchtlicher 
Marktmacht beteiligt sind (gegebenenfalls mit Ausnahme einiger vertraulicher geschäftlicher 
Einzelheiten). 

In Artikel 7 werden die Grundsätze dargelegt, nach denen sich Organisationen mit beträcht­
licher Marktmacht bei der Festlegung von Zusammenschaltungsgebühren richten müssen. Die 
Gebühren müssen transparent, aufgegliedert und kostenorientiert sein und sollen die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie eine anhaltende Marktpräsenz fördern. Die Kosten für 
die Erstinstallation und den Datenverkehr über das Hauptnetz müssen getrennt ausgewiesen 
werden. Die Organisationen müssen einheitliche Zusammenschaltungstarife veröffentlichen. Die 
unter diesen Artikel fallenden Betreiber müssen durch die Anwendung genehmigter 
Kostenrechnungssysteme nachweisen, daß sie kostenorientiert arbeiten. 



In Artikel 8 wird getrennte Buchführung für vertikal integrierte Organisationen mit 
beträchtlicher Marktmacht bzw. für Organisationen, die besondere oder ausschließliche Rechte 
in anderen Bereichen als dem Telekommunikationssektor besitzen, gefordert, um eine unlautere 
Quersubventionierung zwischen verschiedenen Tätigkeiten zu verhindern. Ferner ist eine 
unabhängige Rechnungsprüfung zwingend vorgeschrieben, und den Marktteilnehmern wird zur 
Auflage gemacht, den nationalen Aufsichtsbehörden und gegebenenfalls der Europäischen 
Kommission auf Anforderung vollständige Angaben über die Buchführung zur Verfügung zu 
stellen. 

In Artikel 9 sind die allgemeinen Zuständigkeiten der nationalen Aufsichtsbehörden sowie 
gesamtpolitische Ziele festgelegt. Die Aufsichtsbehörde hat das Recht, einzuschreiten, Fristen 
für einen erfolgreichen Verhandlungsabschluß festzulegen, auf der Erfüllung bestimmter 
Bedingungen zu bestehen (vgl. Anhang V) und bei Bedarf Zusammenschaltungsbedingungen 
aufzuerlegen. Ferner wird ein Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Organisationen beschrieben, die im Zuständigkeitsbereich einer einzigen Aufsichtsbehörde 
arbeiten. 

In Artikel 10 wird dargelegt, wie die grundlegenden Anforderungen (Sicherheit des 
Netzbetriebs, Erhaltung der Netzintegrität, Interoperabilität der Dienste, Schutz 
personenbezogener Daten und vertraulicher Informationen) auf die Zusammenschaltung 
anzuwenden sind. 

In Artikel 11 sind die Bedingungen für die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen (wie 
Leitungen, Gräben, Betriebsgelände und Gebäuden) aufgeführt, wobei es Aufgabe der Parteien 
ist, entsprechende Vereinbarungen zu treffen. Die Mitgliedstaaten können Vereinbarungen über 
die gemeinsame Nutzung, in begründeten Fällen auch über die Umlegung der Kosten, 
auferlegen. 

Artikel 12 sieht vor, daß die Numerierungspläne von den nationalen Aufsichtsbehörden unter 
Berücksichtigung europäischer und weltweiter Tendenzen kontrolliert und weiterentwickelt 
werden. Dem Bedarf an einem fairen Wettbewerbsumfeld entsprechend wird bestimmt, daß die 
Verfahren der Nummernzuweisung transparent, unparteiisch, objektiv und nichtdiskriminierend 
sein und fristgerecht durchgeführt werden müssen. Die nationalen Aufsichtsbehörden sollen 
ferner dafür sorgen, daß die Übertragbarkeit der Nummern zwischen den Diensterbringern so 
bald wie möglich gewährleistet ist. 

In Artikel 13 wird von den nationalen Aufsichtsbehörden verlangt, daß sie die freiwillige 
Beachtung europäischer Normen oder, falls solche noch nicht vorliegen, internationaler und an 
letzter Stelle nationaler Normen fördern. In Absprache mit dem ONP-Ausschuß kann die 
Kommission die zuständigen europäischen Normungsgremien auffordern, Zusammenschaltungs-
normen zu erstellen. 

Gemäß Artikel 14 stellen die nationalen Aufsichtsbehörden die Veröffentlichung von 
Informationen über die Zusammenschaltung sowie den problemlosen Zugang zu diesen 
Informationen sicher. 

Artikel 15 bestimmt den ONP-Ausschuß als das geeignete Forum für Konsultationen über 
Zusammenschaltungsangelegenheiten. 



Artikel 16 sieht Verfahren zur Beilegung von grenzüberschreitenden Streitigkeiten auf 
Gemeinschaftsebene vor. 

Gemäß Artikel 17 müssen die Mitgliedstaaten der Kommission zum 1. Januar 1998 die Namen 
der zuständigen nationalen Aufsichtsbehörde(n), der Organisationen mit Verpflichtungen 
aufgrund des universellen Dienstes, der Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht sowie 
derer, die unter Anhang II der Richtlinie fallen, mitteilen. 

In Artikel 18 geht es um künftige Änderungen der Anhänge der Richtlinie, die sich als 
notwendig erweisen, weil sich neue technologische Entwicklungen abzeichnen, das Markt- oder 
Verbraucherverhalten ändert oder das ordnungspolitische Umfeld in der Europäischen Union 
kohärenter gestaltet werden muß. 

Artikel 19 sieht die Aussetzung einiger Verpflichtungen aufgrund der Richtlinie unter 
bestimmten Bedingungen vor. 

In Artikel 20 wird festgelegt, daß die Mitgliedstaaten über Schwierigkeiten bei der 
Zusammenschaltung mit Organisationen in Drittländern Bericht erstatten. Der Rat kann die 
Kommission bei Bedarf ermächtigen, vergleichbare Rechte für die Organisationen der 
Gemeinschaft auszuhandeln. 

Artikel 21 enthält eine allgemeine Bestimmung über die Überprüfung der Umsetzung der 
Richtlinie in den Mitgliedstaaten sowie spezifische Bestimmungen über eine Überprüfung 
vergleichbarer Zusammenschaltungsbedingungen in Drittländern gemäß Artikel 20. 

Artikel 22 enthält die üblichen Bestimmungen über die Umsetzung der Richtlinie in 
einzelstaatliches Recht; sie sollte bis zum 31. Dezember 1997 abgeschlossen sein. 

In Anhang I werden die Kategorien von Netzen und Diensten beschrieben, die den Bedingungen 
verschiedener Artikel der Richtlinie unterliegen. 

In Anhang II werden die Organisationen beschrieben, die sowohl das Recht als auch die Pflicht 
haben, sich gegenseitig zu vernetzen. 

Anhang III enthält eine Beschreibung der Methode, nach der die Nettokosten der Ver­
pflichtungen aufgrund des universellen Dienstes beim Sprachtelefondienst zu berechnen sind. 

Anhang IV enthält ein Verzeichnis der Einzelposten, auf denen die Zusammenschaltungs-
gebühren basieren. 

In Anhang V sind die Rubriken aufgeführt, unter denen nähere Einzelheiten der von 
Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht zugrunde gelegten Kostenrechnungssysteme zu 
veröffentlichen sind. 

In Anhang VI ist die Umsatzgrenze festgelegt, bis zu der Organisationen von bestimmten 
Pflichten der getrennten Buchführung befreit sind. 



In Anhang VII werden geeignete Bedingungen für Zusammenschaltungsvereinbarungen 
festgelegt; dabei wird zwischen Bedingungen, deren Übernahme obligatorisch ist, und denen, 
deren Aufnahme freiwillig, aber doch wünschenswert ist, unterschieden. 

6. Das Konsultationsverfahren 

Auf den Bedarf an klaren ordnungspolitischen Rahmenbedingungen für die Zusammenschaltung 
wurde bereits im Grünbuch über Mobilkommunikation und Personal Communications^ 
hingewiesen; dort wurde vorgeschlagen, direkte kommerzielle Verhandlungen zwischen den 
Zusammenschaltungspartnem zum Leitprinzip zu erheben. Gleichzeitig sollte nach den 
herkömmlichen ONP-Grundsätzen der Objektivität, Transparenz, Nichtdiskriminierung und 
Kostenorientierung vorgegangen werden. 

Aus der Konsultation über dieses Grünbuch ging hervor, daß ein vorhersehbares, stabiles 
Umfeld für die Zusammenschaltung auf EU-Ebene erforderlich ist, um weitere Investitionen 
und das Marktwachstum zu gewähr!eisten.(8) 

In ihrem Aktionsplan "Europas Weg in die Informationsgesellschaft"(9) kündigte die 
Kommission ihre Pläne für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Zusammenschaltung im Rahmen des offenen Netzzugangs (ONP) an; in ihrer Mitteilung über 
den derzeitigen Stand und das künftige Konzept des offenen Netzzugangs bei Telekom­
munikationsnetzen und -diensten(1()) sowie in Teil II des im Januar 1995 veröffentlichten 
Infrastruktur-Grünbuchs(U) wurde der Aufbau einer solchen Richtlinie dargestellt. Darüber 
hinaus wurden im November 1994 zwei öffentliche Workshops über die Ergebnisse von Studien 
abgehalten, die unabhängige Berater zu den Themen "Zusammenschaltung"(12) und "Kostenrech­
nung"0^ durchgeführt hatten. 

Aus dem Bericht der Kommission über die Konsultation zum Grünbuch über die Liberalisierung 
der Telekommunikationsinfrastruktur und der Kabelfernsehnetze04) geht hervor, daß effiziente 
Rahmenbedingungen für den in erster Linie auf kommerziellen Verhandlungen beruhende 
Zusammenschaltung nachhaltig befürwortet wurden; hinzu kommen ein allgemeiner 
ordnungspolitischer Rahmen auf europäischer Ebene sowie effiziente Verfahren zur Beilegung 
von Streitigkeiten. 

Der Richtlinienentwurf entspricht diesen Konzepten. Die in den Vorschlag eingeflossenen 
Grundsätze sind im ONP-Ausschuß ausführlich mit den nationalen Aufsichtsbehörden erörtert 
worden. 

(7) KOM(94) 145 vom 27.4.1994. 
(8) KOM(94) 492 vom 23.11.1994. 

KOM(94) 347 vom 17.7.1994. 
KOM(94) 513 vom 29.11.1994. 
KOM(94) 682 vom 15.1.1995. 
Von WIK/EAC im Auftrag der Kommission (GD XIII/A/1) durchgeführte Studie über 
"Network interconnection in the domain of ONP", November 1994. 
Von Arthur Andersen im Auftrag der Kommission (GD XIII/A/1) durchgeführte Studie 
über "Cost allocation and general cost accounting principles", November 1994. 
KOM(95) 158 vom 3.5.1995. 
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(9) 

(10) 

(11) 

(12) 

(13) 

(14) 



7. Zusammenschaltungs- und Wettbewerbsvorschriften 

Zusammenschaltungsvereinbarungen gehören zu den wichtigsten Faktoren, die die Festlegung 
der künftigen Bedingungen für einen lauteren Wettbewerb im Telekommunikationsbereich 
bestimmen. Die Anwendung der Wettbewerbsregeln des Vertrages auf Fragen der 
Zusammenschaltungs und des Zugangs in diesem Bereich gewinnt daher zunehmend an 
Bedeutung. Vorgesehen ist, den Richtlinienvorschlag, der die Anwendung der 
Wettbewerbsregeln des Vertrages nicht berührt, durch einen Vermerk der Kommission über die 
Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Zusammenschaltungs- und Zugangsaspekte zu ergänzen. 
Die Annahme des Vermerks erfolgt voraussichtlich gemäß dem Zeitplan, den die Kommission 
in ihrer Mitteilung vom 3. Mai 1995 über die Konsultation zum Infrastruktur-Grünbuch 
(KOM (95) 158) vorgelegt hat; auf Grundlage einer umfassenden öffentlichen Konsultation zu 
einem Entwurf des Vermerks, den die Kommission im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlichen wird. 

8. Schlußbemerkung 

Die vorgeschlagene Richtlinie ist wesentlicher Bestandteil des ordnungspolitischen Rahmens, 
mit dem die Einführung des uneingeschränkten Wettbewerbs bei der Bereitstellung von 
Telekommunikationsdiensten und -infrastrukturen in den meisten Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union zum 1. Januar 1998, in den übrigen bis zum Jahr 2003, gewährleistet 
werden soll. 
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Vorschlag für eine 
RICHTLINIE DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
über die Zusammenschaltung in der Telekommunikation zur Gewährleistung 

des Universaldienstes und der Interoperabilität durch Anwendung 
der Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION -

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 a, 

auf Vorschlag der Kommission0), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses(2), 

gemäß dem Verfahren des Artikels 189 b des Vertrages, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. Ab 1. Januar 1998 wird die Bereitstellung von Telekommunikationsdiensten und-
-infrastrukturen in der Gemeinschaft liberalisiert, wobei für einige Mitgliedstaaten 
Übergangsfristen gelten. In der Entschließung des Rates vom 7. Februar 1994 über die 
Grundsätze für den Universaldienst im Bereich der Telekommunikation^ wird anerkannt, 
daß zur Förderung gemeinschaftsweiter Telekommunikationsdienste die Zusammen­
schaltung öffentlicher Netze notwendig und im künftigen Wettbewerbsumfeld die 
Zusammenschaltung verschiedener Betreiber auf einzelstaatlicher und gemeinschaftlicher 
Ebene sicherzustellen ist. Die Richtlinie 90/387/EWG des Rates vom 28. Juni 1990 zur 
Verwirklichung des Binnenmarktes für Telekommunikationsdienste durch Einführung 
eines offenen Netzzugangs (Open Network Provision - ONP)(4) sieht harmonisierte 
Grundsätze für den offenen, effizienten Zugang zu öffentlichen Telekommunikations­
netzen und gegebenenfalls -diensten und deren Nutzung vor. In der Entschließung des 
Rates vom 22. Juli 1993 zur Prüfung der Lage im Bereich Telekommunikation und zu 
den notwendigen künftigen Entwicklungen in diesem Bereich(5) wird anerkannt, daß ONP-
Maßnahmen einen geeigneten Rahmen für die Harmonisierung der Zusammen-
schaltungsbedingungen darstellen. 

0 ) ABl. Nr. 
(2) ABl. Nr. 
(3) ABl. Nr. C 48 vom 16.2.1994; S. 1. 
(4) ABl. Nr. L 192 vom 24.7.1990, S. 1. 
(5) ABl. Nr. C 213 vom 6.8.1993, S. 1. 
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2. Es bedarf allgemeiner Rahmenbedingungen für die Zusammenschaltung mit öffentlichen 
Telekommunikationsnetzen und -diensten, unabhängig von der verwendeten Technologie, 
um die durchgehende Interoperabilität von Diensten für Benutzer aus der Gemeinschaft 
zu gewährleisten. Faire, angemessene und nichtdiskriminierende Zusammenschaltungs-
und Interoperabilitätsbedingungen sind Schlüsselfaktoren der Förderung offener, 
wettbewerbsfähiger Märkte. 

3. Die Aufhebung besonderer und ausschließlicher Rechte im Telekommunikationssektor 
erfordert die Überprüfung bestehender Definitionen. Im Sinne dieser Richtlinie umfassen 
Telekommunikationsdienste keine Hör- und Fernsehfunkdienste. Die für die 
Zusammenschaltung geltenden technischen Bedingungen, Tarife, Nutzungs- und 
Lieferbedingungen unterscheiden sich von den Bedingungen, die auf die Schnittstellen 
zwischen Endbenutzer und Netz anzuwenden sind. 

4. Nach der Aufhebung besonderer und ausschließlicher Rechte an Telekommunikations­
diensten und -infrastrukturen in der Gemeinschaft kann die Bereitstellung von 
Telekommunikationsnetzen oder -diensten eine Genehmigung der Mitgliedstaaten 
erfordern. Allen Organisationen, die berechtigt sind, öffentliche Telekommunikationsnetze 
oder -dienste in der gesamten oder in bestimmten Teilen der Gemeinschaft bereitzustellen, 
sollte es freistehen, im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht und vorbehaltlich der 
Überwachung und des Einschreitens durch die nationalen Aufsichtsbehörden 
Zusammenschaltungsvereinbarungen kommerziell auszuhandeln. In der Gemeinschaft ist 
eine angemessene Zusammenschaltung bestimmter Netze und Dienste sicherzustellen, die 
für das gesellschaftliche und wirtschaftliche Wohlergehen der Gemeinschaftsbenutzer von 
wesentlicher Bedeutung sind; dies gilt insbesondere für öffentliche Telefonnetze und -
dienste sowie für Mietleitungen. 

5. Es ist festzulegen, welche Organisationen Zusammenschaltungsrechte und -pflichten 
besitzen. Um die Entwicklung neuer Telekomunikationsdienste zu fördern, müssen neue 
Formen der Zusammenschaltung und des Sondernetzzugangs unterstützt werden. 

6. In der Entschließung vom 7. Februar 1994 sind die Bedingungen für die Finanzierung 
eines Universaldienstes festgelegt; die Verpflichtung zur Bereitstellung des 
Universaldienstes wird zum Ziel der Gemeinschaft einer sozio-ökonomisehen Kohäsion 
und territorialer Gleichheit beitragen. In einem Mitgliedstaat kann es mehr als eine 
Organisation mit Verpflichtungen zur Bereitstellung eines Universaldienstes geben. Bei 
der Berechnung der Nettokosten des Universaldienstes sollten Kosten und Einnahmen 
sowie Externalitäten und immaterielle Gewinne aus der Bereitstellung des Dienstes 
berücksichtigt werden. Um den derzeitigen Vorgang der Neuordnung der Tarife nicht zu 
behindern, sollten dabei jedoch Faktoren, die durch bisherige Tarifungleichgewichte 
bedingt sind, außer acht gelassen werden. Die Kosten der Verpflichtungen zur 
Bereitstellung des Universaldienstes sollten nach transparenten Verfahren berechnet 
werden. Die finanziellen Beiträge im Zusammenhang mit der gemeinsamen Übernahme 
von Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universaldienstes sollten unabhängig von den 
Zusammenschaltungsgebühren behandelt werden. 
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7. Es sind Grundsätze zur Gewährleistung der Transparenz, des Informationszugangs, der 
Nichtdiskriminierung und des gleichberechtigten Zugangs festzulegen, insbesondere für 
Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht. Die Marktmacht einer Organisation richtet 
sich nach mehreren Faktoren, u.a. ihrem Marktanteil für die betreffenden Produkte bzw. 
Dienste in dem betreffenden geographischen Markt, ihrem Umsatz im Verhältnis zur 
Größe des Marktes, der Möglichkeit, die Marktbedingungen zu beeinflussen, dem Grad 
der Unabhängigkeit von den Konkurrenten, der Kontrolle über den Zugang zu 
Endbenutzern, ihrem Zugang zu Finanzmitteln, ihrer Erfahrung bei der Bereitstellung von 
Produkten und Diensten auf dem Markt. Für Zwecke dieser Richtlinie ist davon 
auszugehen, daß eine Organisation, die einen Anteil von über 25 % an einem bestimmten 
Telekommunikationsmarkt in einem Mitgliedstaat besitzt, in dem sie zugelassen ist, über 
beträchtliche Marktmacht verfügt, sofern die nationale Aufsichtsbehörde nicht das 
Gegenteil feststellt. Erreicht eine Organisation diesen Schwellenwert nicht, so kann die 
nationale Aufsichtsbehörde dennoch feststellen, daß sie über beträchtliche Marktmacht 
verfugt. 

8. Die Preisbildung für die Zusammenschaltung ist ein grundlegender Faktor für die 
Ermittlung der Struktur und Intensität des Wettbewerbs beim Übergang zu einem 
liberalisierten Markt. Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht müssen nachweisen 
können, daß ihre Zusammenschaltungsgebühren auf objektiven Kriterien basieren, nach 
transparenten und kostenorientierten Grundsätzen berechnet werden und hinreichend nach 
Netz- und Dienstanteilen aufgegliedert sind. Die Veröffentlichung einer Liste der 
Zusammenschaltungsdienste trägt zur Transparenz und Nichtdiskriminierung bei. Es sollte 
möglich sein, die Verfahren für die Gebührenberechnung beim Zusammenschaltungs-
verkehr einschließlich kapazitätsabhängiger Gebühren flexibel zu handhaben. Die 
Gebühren sollten in einer Höhe angesetzt werden, die Produktivität sowie eine effiziente, 
nachhaltige Markterschließung fördert. Sie sollten nicht unterhalb einer Grenze liegen, die 
anhand langfristiger Grenzkosten und Kostenzurechnungsverfahren aufgrund der 
tatsächlichen Kostenverursachung berechnet wird, sollten aber andererseits eine 
Obergrenze nicht überschreiten, die aufgrund der Einzelkosten fur die Bereitstellung der 
betreffenden Zusammenschaltung festgelegt wird. 

9. Eine getrennte Buchführung für Zusammenschaltungs- und anderweitige Tätigkeiten 
gewährleistet die Transparenz interner Kostenübertragungen. Eine Organisation mit 
besonderen oder ausschließlichen Rechten in einem nicht zur Telekommunikation 
gehörenden Bereich, die auch Telekommunikationsdienste anbietet, kann durch getrennte 
Buchführung von unlauteren Quersubventionen abgehalten werden. 

10. Die nationalen Aufsichtsbehörden spielen bei der Förderung eines wettbewerbsorientierten 
Marktes im Interesse der Benutzer der Gemeinschaft und bei der Gewährleistung einer 
angemessenen Zusammenschaltung von Netzen und Diensten eine wichtige Rolle. Sie 
können die Aushandlung von Zusammenschaltungsvereinbarungen durch vorherige 
Festlegung bestimmter Bedingungen und Angabe weiterer Gebiete, die durch 
Zusammenschaltungsvereinbarungen abzudecken sind, erleichtern. Bei einer Streitigkeit 
über Zusammenschaltungsangelegenheiten zwischen Parteien in ein und demselben 
Mitgliedstaat muß sich die beschwerdeführende Partei an die nationale Aufsichtsbehörde 
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wenden können, um den Streitfall beizulegen. Die nationalen Aufsichtsbehörden müssen 
von Organisationen die Vernetzung ihrer Einrichtungen verlangen können, sofern 
nachweisbar ist, daß dies im Interesse der Benutzer liegt. Die Aufgabe der nationalen 
Aufsichtsbehörden könnte durch unverbindliche Leitlinien für diese Bereiche erleichtert 
werden. 

11. Der Richtlinie 90/387/EWG entsprechend sind grundlegende Anforderungen, die 
Einschränkungen des Zugangs zu öffentlichen Telekommunikationsnetzen und -diensten 
und deren Nutzung rechtfertigen, auf die Sicherheit des Netzbetriebs, die Erhaltung der 
Netzintegrität, die Interoperabilität der Dienste in begründeten Fällen und gegebenenfalls 
auf den Datenschutz beschränkt. 

12. Die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen kann aus städtebaulichen, umweltpolitischen, 
wirtschaftlichen oder anderweitigen Gründen vorteilhaft sein und sollte von den 
nationalen Aufsichtsbehörden auf der Grundlage freiwilliger Vereinbarungen gefördert 
werden. Die obligatorische gemeinsame Nutzung von Einrichtungen kann unter 
Umständen angebracht sein, sollte den Organisationen jedoch nur nach einer umfassenden 
öffentlichen Konsultation auferlegt werden. Die virtuelle Kolokation kann eine 
zufriedenstellende Alternative zur physischen Kolokation von Telekommunikationsgeräten 
darstellen. 

13. Die Numerierung ist für den gleichberechtigten Zugang von maßgebender Bedeutung. Die 
nationalen Aufsichtsbehörden sollten die einzelstaatlichen Numerierungspläne sowie die 
Benennungs- und Adressierungsaspekte verwalten und kontrollieren, die eine 
Koordinierung auf einzelstaatlicher Basis erfordern, um einen effizienten Wettbewerb zu 
gewährleisten. Die Übertragbarkeit von Nummern -das heißt die Möglichkeit für den 
Endbenutzer, den Erbringer des Telefondienstes an einem Ort ohne Änderung seiner 
nationalen Nummer zu wechseln - bietet dem Benutzer wesentliche Vorteile und sollte, 
sobald sie realisierbar ist, eingeführt werden. Numerierungspläne sollten in Abstimmung 
mit allen betroffenen Partnern und aufgrund eines langfristigen europaweiten 
Numerierungsrahmens sowie internationaler Numerierungspläne ausgearbeitet werden. Die 
Numerierungsanforderungen in Europa, die notwendige Bereitstellung europaweiter und 
neuer Dienste sowie die zunehmend weltweite Dimension und Synergie des 
Telekommunikationsmarktes erfordern einen gemeinsamen Standpunkt der Gemeinschaft 
in internationalen Organisationen und Gremien, in denen Numerierungsentscheidungen 
getroffen werden. 

14. Gemäß der Richtlinie 90/387/EWG muß die Hamomisierung der technischen 
Schnittstellen und der Zugangsbedingungen nach gemeinsamen technischen 
Spezifikationen erfolgen, die auf internationalen Normen basieren. Die 
Zusammenschaltung kann die Entwicklung neuer europäischer Normen erfordern. 
Aufgrund der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein 
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Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften(6) dürfen 
neue nationale Normen nicht für Bereiche entwickelt werden, in denen bereits 
harmonisierte europäische Normen ausgearbeitet werden. 

15. Im Sinne der Richtlinie 90/387/EWG müssen die ONP-Bedingungen transparent sein und 
in geeigneter Form veröffentlicht werden. Mit der genannten Richtlinie wurde ein 
Ausschuß, nachstehend ONP-Ausschuß genannt, zur Unterstützung der Kommission 
eingesetzt; dort ist ferner ein Verfahren zur Konsultation von Telekommunikations­
organisationen, Benutzern, Verbrauchern, Herstellern und Diensterbringern vorgesehen. 

16. Zusätzlich zu dem in nationalen bzw. gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften gewährten 
Klagerecht ist ein einfaches Verfahren zur Beilegung grenzübergreifender Streitigkeiten 
vorzusehen, die über die Zuständigkeit einer einzigen nationalen Aufsichtsbehörde 
hinausgehen. Diese Verfahren sollten flexibel, kostengünstig und transparent sein und alle 
betroffenen Parteien einbeziehen. 

17. Damit die Kommission die Anwendung dieser Richtlinie wirksam überwachen kann, 
müssen ihr die Mitgliedstaaten mitteilen, welche nationalen Aufsichtsbehörden für die in 
dieser Richtlinie genannten Aufgaben zuständig sind und welche Organisationen ihren 
Bestimmungen unterliegen. 

18. Angesichts der dynamischen Entwicklung dieses Bereichs sollte ein flexibles Verfahren 
zur Anpassung der Anhänge dieser Richtlinie eingeführt werden, bei dem die Standpunkte 
der Mitgliedstaaten umfassend berücksichtigt werden und an dem der ONP-Ausschuß 
beteiligt ist. 

19. Die Einführung bestimmter Verpflichtungen ist mit dem Termin für die Liberalisierung 
der Telekommunikationsdienste und -infrastrukturen zu verknüpfen. Die Verpflichtung, 
die Übertragbarkeit von Nummern zu ermöglichen, kann ausgesetzt werden, sofern sie 
nach Auffassung der Kommission eine übermäßige Belastung für bestimmte Organi­
sationen darstellt. 

20. Diese Richtlinie sollte auch für Organisationen gelten, die Telekommunikationsnetze und 
-dienste in der Gemeinschaft bereitstellen, die sich nicht überwiegend im Besitz und unter 
der Kontrolle von Mitgliedstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums und/oder 
Angehörigen dieser Staaten befinden und hier als 'Organisationen in Drittländern' 
bezeichnet werden. Die Gemeinschaftsbetreiber sollten effektiven und vergleichbaren 
Zugang zu Märkten in Drittländern erhalten und dort eine gleichwertige Behandlung 
erfahren, wie sie Organisationen in Drittländern aufgrund dieser Richtlinie gewährt wird. 
Die Gemeinschaft räumt der Verwirklichung dieses Ziels im Rahmen multilateraler 
Vereinbarungen Vorrang ein. 

(6) ABl. Nr. L 109 vom 26.4.1983, S. 8. Richtlinie zuletzt geändert durch die Richtlinie 
94/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. Nr. L 100 vom 19.4.1994, 
S. 30). 
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21. Die Durchführung dieser Richtlinie sollte nach drei Jahren überprüft werden. Gleichzeitig 
sollte die Lage hinsichtlich' der Zusammenschaltung mit Drittländern ebenfalls überprüft 
werden, um geeignete Maßnahmen zu ergreifen. 

22. Das Hauptziel der Zusammenschaltung von Netzen und Diensten in der Gemeinschaft und 
der Bereitstellung transeuropäischer Netze und Dienste kann auf einzelstaatlicher Ebene 
nicht in zufriedenstellender Weise erreicht werden, sondern läßt sich besser auf 
Gemeinschaftsebene durch diese Richtlinie verwirklichen. 

23. Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Anwendung der Wettbewerbsregeln des Vertrages 
auf die Zusammenschaltung von Telekommunikationsnetzen und -diensten -

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 
Geltungssbereich und Zielsetzung 

In dieser Richtlinie werden ordnungspolitische Rahmenbedingungen zur Gewährleistung der 
Zusammenschaltung und der Interoperabilität von Telekommunikationsnetzen und -diensten auf 
offenen, wettbewerbsorientierten Märkten in der Gemeinschaft festgelegt. 

Diese Richtlinie betrifft die Harmonisierung der Bedingungen für die offene und effiziente 
Zusammenschaltung mit öffentlichen Telekommunikationsnetzen und -diensten. 

Artikel 2 
Begriffsbestimmungen 

1. Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet 

a) "Zusammenschaltung" die physische und logische Verbindung der Einrichtungen 
von Organisationen, die Telekommunikationsnetze und/oder -dienste bereitstellen, 
um Benutzern einer Organisation die Kommunikation mit Benutzern einer anderen 
Organisation oder den Zugang zu den von einer anderen Organisation angebotenen 
Diensten zu ermöglichen. 

b) "öffentliches Telekommunikationsnetz" ein Telekommunikationsnetz, das u.a. zur 
Bereitstellung öffentlicher Telekommunikationsdienste genutzt wird; 

c) "öffentlicher Telekommunikationsdienst" ein Telekommunikationsdienst, der der 
Öffentlichkeit zur Verfügung steht; 

d) "Telekommunikationsnetz" die Übertragungs- und gegebenenfalls 
Vermittlungssysteme sowie sonstigen Betriebsmittel, mit denen Signale zwischen 
definierten Abschlußpunkten über Draht, über Funk, auf optischem oder anderem 
elektromagnetischem Wege übertragen werden; 

e) "Telekommunikationsdienste" Dienste, die ganz oder teilweise in der Übertragung 
und Weiterleitung von Signalen über das Telekommunikationsnetz bestehen, mit 
Ausnahme von Hör- und Fernsehfunk. 
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f) "Benutzer" Endbenutzer einschließlich Verbraucher (d.h. private Endbenutzer) und 
Diensterbringer. 

g) "besondere Rechte" die Rechte, die ein Mitgliedstaat einer begrenzten Anzahl von 
Unternehmen durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften gewährt; diese begrenzen 
innerhalb eines bestimmten Gebietes die Anzahl der Unternehmen, die zur 
Erbringung eines Dienstes oder zur Ausübung einer Tätigkeit berechtigt sind, auf 
zwei oder mehr, ohne daß dabei objektive, angemessene und nichtdiskriminierende 
Kriterien zugrunde gelegt werden. Ferner kann der Mitgliedstaat mehreren 
konkurrierenden Unternehmen, ohne diese Kriterien zugrunde zu legen, das Recht 
auf die zur Erbringung eines Dienstes oder Ausübung einer Tätigkeit zuerkennen 
oder einem oder mehreren Unternehmen ohne Zugrundelegung dieser Kriterien 
rechtliche oder ordnungspolitische Vorteile gewähren, die die Möglichkeit für 
andere Unternehmen, den gleichen Dienst zu erbringen oder die gleiche Tätigkeit 
in dem gleichen Gebiet unter im wesentlichen gleichen-Bedingungen auszuüben, 
spürbar beeinträchtigen. 

2. Weitere Begriffsbestimmungen, die der Richtlinie 90/387/EWG zu entnehmen sind, finden 
gegebenenfalls Anwendung. 

Artikel 3 
Zusammenschaltung und Interoperabilität auf nationaler und Gemeinschaftsebene 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderlichen Maßnahmen zur Aufhebung von 
Beschränkungen, die Organisationen, denen die Mitgliedstaaten die Genehmigung zur 
Bereitstellung von Telekommunikationsnetzen und -diensten erteilt haben, an der 
Aushandlung von Zusammenschaltungsvereinbarungen untereinander im Einklang mit 
dem Gemeinschaftsrecht hindern. Die betreffenden Organisationen können in ein und 
demselben oder in verschiedenen Mitgliedstaaten niedergelassen sein. Technische und 
kommerzielle Zusammenschaltungsvereinbarungen werden zwischen den beteiligten 
Parteien unter Einhaltung dieser Richtlinie und der Wettbewerbsregeln des Vertrages 
ausgehandelt. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen für die angemessene, effiziente Zusammenschaltung der in 
Anhang I Abschnitt 1 und 2 aufgeführten öffentlichen Telekommunikationsnetze und -
dienste, soweit dies notwendig ist, um deren Bereitstellung für alle Benutzer in der 
Gemeinschaft zu gewährleisten. 

3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Organisationen, die ihre Einrichtungen an 
öffentliche Telekommunikationsnetze und/oder -dienste anschließen, jederzeit die 
Vertraulichkeit der übertragenen oder gespeicherten Informationen wahren. 
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Artikel 4 
Zusammenschaltungsrechte und -pflichten 

1. Die für die Bereitstellung der öffentlichen Telekommunikationsnetze und/oder -dienste 
gemäß Anhang II befugten Organisationen haben das Recht, und, wenn sie von 
Organisationen dieser Kategorie darum ersucht werden, die Pflicht, gegenseitig eine 
Zusammenschaltung auszuhandeln, um die betreffenden Dienste anzubieten, damit die 
Bereitstellung dieser Netze und Dienste in der gesamten Gemeinschaft gewährleistet ist. 
In einzelnen Fällen kann die nationale Aufsichtsbehörde einer Einschränkung dieser 
Verpflichtung zustimmen, sofern technisch und kommerziell gangbare Alternativen zu der 
beantragten Zusammenschaltung bestehen und dieser unangemessen ist im Vergleich zu 
den Mitteln, die zur Verfügung stehen, um dem Antrag stattzugeben. Eine solche von der 
nationalen Aufsichtsbehörde beschlossene Einschränkung ist ausführlich zu begründen und 
gemäß Artikel 14 Absatz 2 zu veröffentlichen. 

2. Die zur Bereitstellung der in Anhang I genannten öffentlichen Telekommunikationsnetze 
und -dienste berechtigten Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht haben allen 
begründeten Zusammenschaltungsanträgen stattzugeben. Dies gilt auch für den Fall, daß 
ein Di en sterbringer den Netzanschluß an anderen als den Netzabschlußpunkten beantragt, 
die der Mehrheit der Endbenutzer angeboten werden (Sondernetzzugang). 

Artikel 5 
Beiträge zur Zusammenschaltung und zum Universaldienst 

1. Kommt ein Mitgliedstaat aufgrund dieses Artikels zu dem Schluß, daß die 
Verpflichtungen zur Bereitstellung eines Universal dienstes für eine Organisation eine 
unzumutbare Belastung darstellen, so kann er Verfahren zur Umlegung der Nettokosten 
dieser Verpflichtungen auf andere Organisationen einführen, die öffentliche 
Telekommunikationsnetze betreiben. Bei der Festlegung der zu entrichtenden Beiträge 
sind die Grundsätze der Transparenz, der Nichtdiskriminierung und der 
Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen. Nur die in Anhang I Abschnitt 1 aufgeführten 
öffentlichen Telekommunikationsnetze und -dienste können auf dieser Art finanziert 
werden. 

2. Die Beiträge zu den Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung eines 
Universaldienstes können auf einem hierfür vorgesehenen Sonderverfahren basieren und 
von einem unabhängigen Gremium verwaltet oder in Form einer Zusatzgebühr erhoben 
werden, die zu den Zusammenschaltungsgebühren hinzukommt. 

3. Um die Belastung zu ermitteln, die sich aus der Bereitstellung des Universal dienstes 
ergibt, errechnen Organisationen, die hierzu verpflichtet sind, auf Ersuchen ihrer 
nationalen Aufsichtsbehörde die Nettokosten dieser Verpflichtungen gemäß Anhang III. 
Die Errechnung der Nettokosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des 
Universaldienstes ist von einem zuständigen von der Telekommunikationsorganisation 
unabhängigen Gremium zu überprüfen und von der nationalen Aufsichtsbehörde zu 
genehmigen. Die Kostenrechnung und die Ergebnisse der Prüfung sind gemäß Artikel 14 
Absatz 2 zur öffentlichen Einsichtnahme auszulegen. 
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4. Soweit es aufgrund der Nettokostenrechnung gemäß Absatz 3 gerechtfertigt ist, 
entscheiden die nationalen Aufsichtsbehörden unter Berücksichtigung des Marktvorteils, 
der einer Organisation aus der Bereitstellung des Universaldienstes erwächst, ob ein 
Verfahren zur Umlegung der Nettokosten für die Verpflichtungen zur Bereitstellung des 
Universaldienstes angebracht ist. 

5. Wird ein Verfahren gemäß Absatz 4 festgelegt, so gewährleisten die nationalen 
Aufsichtsbehörden, daß die Grundsätze der Kostenbeteiligung und die Einzelheiten des 
Verfahrens gemäß Artikel 14 Absatz 2 zur öffentlichen Einsichtnahme ausgelegt werden. 

Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen dafür, daß ein Jahresbericht veröffentlicht wird, 
dem die errechneten Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universaldienstes 
sowie die Beiträge aller beteiligten Parteien zu entnehmen sind. 

6. Bis zur Einführung des in den Absätzen 3, 4 und 5 beschriebenen Verfahrens sind 
Gebühren, die von einer angeschlossenen Partei zu entrichten sind und einen Beitrag zu 
den Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universaldienstes umfassen oder 
darstellen, vor ihrer Einführung der nationalen Aufsichtsbehörde und der Kommission zu 
melden. Sind diese Gebühren nach Auffassung der nationalen Aufsichtsbehörde oder der 
Kommission überhöht, so muß sie die betreffende Organisation senken. Die Senkung der 
Gebühren wird rückwirkend ab dem Datum ihrer Einführung wirksam. 

7. Bei Bedarf kann die Kommission gemäß Artikel 15 Leitlinien für die Kostenrechnung und 
Finanzierung des Universaldienstes festlegen. 

Artikel 6 
Nichtdiskriminierung und Transparenz 

Hinsichtlich der Zusammenschaltung der in Anhang I aufgeführten öffentlichen Telekom­
munikationsnetze und -dienste, die von Organisationen mit (nach Angaben der nationalen 
Aufsichtsbehörden) beträchtlicher Marktmacht bereitgestellt werden, sorgen die Mitgliedstaaten 
dafür, daß 

a) die betreffenden Organisationen hinsichtlich der Zusammenschaltung, die sie anderen 
anbieten, den Grundsatz der Nichtdiskriminierung einhalten. Sie bieten angeschlossenen 
Organisationen, die gleichartige Dienste erbringen, unter vergleichbaren Umständen 
gleichwertige Bedingungen an und stellen Zusammenschaltungseinrichtungen und 
Informationen für andere zu denselben Bedingungen und mit derselben Qualität bereit, 
die sie für ihre eigenen Dienste oder die ihrer Niederlassungen bzw. Partner gewähr­
leisten; 

b) vor Abschluß einer Vereinbarung alle notwendigen Informationen und Spezifikationen den 
Organisationen, die eine Zusammenschaltung in Erwägung ziehen, auf Antrag zur 
Verfügung gestellt werden, um den Abschluß einer Vereinbarung zu erleichtern. 

c) alle Änderungen bestehender Zusammenschaltungsvereinbarungen den Parteien 
mindestens 6 Monate im voraus mitgeteilt werden, sofern diese nichts anderweitiges 
vereinbart haben. 
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d) die Zusammenschaltungsvereinbarungen gemäß Artikel 14 Absatz 2 zur öffentlichen 
Einsichtnahme ausgelegt werden, mit Ausnahme der Bestimmungen, die die Handels­
strategie der Parteien betreffen. Einzelheiten der Zusammenschaltungsgebühren und 
jeglicher Beiträge zu den Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universal dienstes sind 
grundsätzlich zu veröffentlichen. 

Artikel 7 
Grundsätze für Zusammenschaltungsgebühren und Kostenrechnungssysteme 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Bestimmungen der Absätze 2 bis 6 auf 
Organisationen angewandt werden, die die in Anhang I Abschnitt 1 und 2 aufgeführten 
öffentlichen Telekommunikationsnetze bzw. -dienste betreiben und von den nationalen 
Aufsichtsbehörden als Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht gemeldet wurden. 

2. Die Zusammenschaltungsgebühren unterliegen den Grundsätzen der Transparenz und 
Kostenorientierung und müssen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und eine 
nachhaltige Erschließung des Marktes fördern. Die Organisation, die die 
Zusammenschaltung mit ihren Einrichtungen bereitstellt, hat den Nachweis zu führen, daß 
die Gebühren kostenorientiert sind. Die nationalen Aufsichtsbehörden können eine 
Organisation auffordern, ihre Zusammenschaltungsgebühren vollständig zu begründen und 
gegebenenfalls eine Gebührenanpassung verlangen. 

3. Die Zusammenschaltungsgebühren müssen auf den Kosten für die Erbringung der 
geforderten Zusammenschaltungsdienste basieren und umfassen in der Regel folgende 
Posten, die getrennt aufzuführen sind: 

eine Gebühr zur Deckung der einmaligen Kosten, die sich aus der Bereitstellung 
spezifischer Komponenten der geforderten Zusammenschaltung ergeben (d.h. die 
Anlaufkosten für die notwendigen technischen Arbeiten zur Bereitsstellung der 
geforderten Zusammenschaltungseinrichtungen); 

Nutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der gewünschten Netzkomponenten und 
Betriebsmittel. Dazu gehören kapazitäts- bzw. verkehrsabhängige Gebühren; 

In Anhang IV sind informationshalber die Kostenkategorien aufgeführt, die in diesen 
Gebühren enthalten sein können. Werden andere Gebühren zugrunde gelegt, so müssen 
sie transparent seih, auf objektiven Kriterien basieren und von der nationalen 
Aufsichtsbehörde genehmigt werden. 

DieZusammenschaltungsgebühren können Mengenrabattebeinhalten. Gelegentlich können 
diese nur den in Anhang II genannten Organisationen gewährt werden. Diese Rabatte 
müssen auf objektiven Kriterien basieren und sind in nichtdiskriminierender Weise zu 
gewähren. 

4. Zusammenschaltungsgebühren müssen im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht 
hinreichend aufgegliedert sein, damit der Antragsteller nicht für Netzkomponenten oder 
Einrichtungen zahlen muß, die für den gewünschten Dienst nicht benötigt werden. 

21 



5. Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen gemäß Artikel 14 Absatz 1 für die 
Veröffentlichung eines Verzeichnisses von Zusammenschaltungsdiensten und der 
entsprechenden Tarife, die sich je nach dem Marktbedarf in Komponenten aufgliedern. 

6. Die nationalen Aufsichtsbehörden stellen sicher, daß die von den betreffenden 
Organisationen zugrunde gelegten Kostenrechnungssysteme zur Umsetzung der 
Anforderungen dieses Artikels geeignet und hinreichend dokumentiert sind. Die von der 
nationalen Aufsichtsbehörde genehmigte Dokumentation, der die in Anhang V 
angegebenen Einzelheiten zu entnehmen sind, ist gemäß Artikel 14 Absatz 2 ganz oder 
teilweise zur öffentlichen Einsichtnahme auszulegen. Die Anwendung des 
Kostenrechnungssystems ist von einem unabhängigen zuständigen Gremium zu 
überprüfen. Eine diesbezügliche Erklärung ist jährlich zu veröffentlichen. 

7. Soweit im Sinne des Artikels 5 Gebühren im Zusammenhang mit der Umlegung der 
Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universal dienstes erhoben werden, sind 
sie aufzugliedern und gesondert auszuweisen. 

8. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß veröffentlichte Zusammenschaltungsgebühren und 
Gebühren, die sich aus der Umlegung der Kosten für die Verpflichtungen zur 
Bereitstellung des Universaldienstes ergeben, dem ONP-Ausschuß auf Ersuchen der 
Kommission mitgeteilt werden. 

9. Um eine einheitliche Grundlage für die Ableitung von Zusammenschaltungsgebühren zu 
schaffen, erstellt die Kommission bei Bedarf gemäß Artikel 15 Empfehlungen für 
Kostenrechnungssysteme für die Zusammenschaltung. 

Artikel 8 
Getrennte Buchführung und Finanzkonten 

1. Die Mitgliedstaaten verlangen von Organisationen, die öffentliche Telekommunikations­
netze bzw. -dienste bereitstellen und besondere oder ausschließliche Rechte für die 
Erbringung von Diensten in anderen Sektoren in demselben oder einem anderen 
Mitgliedstaat besitzen, über die verschiedenen Tätigkeiten gesondert Buch zu führen, 
soweit dies erforderlich wäre, wenn sie von rechtlich unabhängigen Unternehmen 
ausgeübt würden. 

2. Die Mitgliedstaaten verlangen von Organisationen, die nach Aussage der nationalen 
Aufsichtsbehörden beträchtliche Marktmacht besitzen und öffentliche Telekommunika­
tionsnetze bzw -dienste für Endbenutzer bereitstellen und anderen Organisationen 
Zusammenschaltungsdienste anbieten, getrennt Buch zu führen über ihre Tätigkeiten im 
Rahmen der Zusammenschaltung (interne und externe Zusammenschaltungsdienste) und 
ihre übrigen Tätigkeiten, soweit dies erforderlich wäre, wenn sie von rechtlich 
unabhängigen Unternehmen ausgeübt würden. 

3. Organisationen, die öffentliche Telekommunikationsnetze oder -dienste bereitstellen, 
liefern ihrer nationalen Aufsichtsbehörde auf Anforderung unverzüglich finanzielle 
Informationen mit den erforderlichen Einzelheiten. Die nationalen Aufsichtsbehörden 
können Informationen, die einen offenen, wettbewerbsorientierten Markt fördern, 
veröffentlichen, wobei jedoch das Geschäftsgeheimnis zu wahren ist. Detaillierte 
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finanzielle Informationen sind der Kommission auf Anforderung zur Verfügung zu stellen, 
soweit sie zur Wahrnehmung ihrer Verpflichtungen aus spezifischen Rechtsvorschriften 
der Gemeinschaft erforderlich sind. 

4. Die Finanzbuchhaltung von Organisationen, die öffentliche Telekommunikationsnetze 
oder -dienste bereitstellen, ist zu veröffentlichen und einer unabhängigen Buchprüfung zu 
unterziehen. Die Buchprüfung muß den einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften 
entsprechen. 

Unterabsatz 1 gilt auch für die in den Absätzen 1 und 2 geforderte getrennte 
Buchführung. 

5. Absätze 1 und 2 gelten nicht für Organisationen, deren Jahresumsatz an Telekom­
munikationsdiensten in der Gemeinschaft unter der in Anhang VI angegebenen Grenze 
liegt. 

6. Bei Bedarf legt die Kommission gemäß Artikel 15 Leitlinien für die getrennte 
Buchführung im Zusammenhang mit der Zusammenschaltung fest. 

Artikel 9 
Allgemeine Aufgaben der nationalen Aufsichtsbehörden 

1. Die nationalen Aufsichtsbehörden fördern und sichern eine angemessene Zusammen­
schaltung im Interesse aller Benutzer und nehmen ihre Aufgaben so wirtschaftlich wie 
möglich und im Dienste der Endbenutzer wahr. 

Insbesondere achten die nationalen Aufsichsbehörden darauf, daß es gilt, 

zufriedenstellende durchgehende Kommunikationsverbindungen zwischen den 
Benutzern bereitzustellen, 

einen wettbewerbsorientierten Markt zu fördern, 

den Auf- und Ausbau transeuropäischer Netze und Dienste, die Zusammenschaltung 
und die Interoperabilität der einzelstaatlichen Netze und Dienste sowie den 
entsprechenden Zugang zu fördern, 

die Grundsätze der Nichtdiskriminierung (u.a. des gleichberechtigten Zugangs) und 
der Verhältnismäßigkeit zu wahren, 

den Universaldienst zu gewährleisten. 

2. Bei der Verfolgung der in Absatz 1 genannten Ziele können die nationalen 
Aufsichtsbehörden jederzeit aus eigener Initiative einschreiten, um vorzugeben, welche 
spezifischen Fragen in einer Zusammenschaltungsvereinbarung zu regeln sind, oder 
spezifische Bedingungen festzulegen, die eine oder mehrere Parteien dieser Vereinbarung 
einhalten müssen. Die nationalen Aufsichtsbehörden können Änderungen bereits 
getroffener Zusammenschaltungsvereinbarungen fordern, soweit dies gerechtfertigt ist, um 
einen effizienten Wettbewerb bzw. die Interoperabilität der Dienste zu gewährleisten. 
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Zu den von der nationalen Aufsichtsbehörde vorgegebenen Bedingungen gehören unter 
anderem Bedingungen für die Gewährleistung eines effizienten Wettbewerbs, technische 
Bedingungen, Tarife, Liefer- und Nutzungsbedingungen, Bedingungen für die Konformität 
mit einschlägigen Normen, die Konformität mit grundlegenden Anforderungen, den 
Umweltschutz bzw. die Sicherstellung der durchgehenden Dienstqualität. 

Die nationale Aufsichtsbehörde kann ferner Fristen vorgeben, innerhalb derer die 
Zusammenschaltungsverhandlungen abzuschließen sind. Wird innerhalb der vorgegebenen 
Frist keine Einigung erzielt, so kann die nationale Aufsichtsbehörde Maßnahmen treffen, 
um nach den von ihr festgelegten Verfahren eine Vereinbarung herbeizuführen. Die 
Verfahren sind gemäß Artikel 14 Absatz 2 zur öffentlichen Einsichnahme auszulegen. 

Die im voraus von der nationalen Aufsichtsbehörde festgelegten allgemeinen Bedingungen 
sind gemäß Artikel 14 Absatz 1 zu veröffentlichen. 

Im Zusammenhang mit der Zusammenschaltung der in Anhang II aufgeführten 
Organisationen müssen die nationalen Aufsichtsbehörden 

gemäß Absatz 2 Fristen für die Aushandlung der Zusammenschaltungsverein-
barungen vorgeben; 

die in Anhang VII Abschnitt 1 aufgeführten Ex-ante-Bedingungen festlegen; 

gewährleisten, daß die in Anhang VII Abschnitt 2 angegebenen Punkte bei Bedarf 
in den Zusammenschaltungsvereinbarungen geregelt sind; 

daraufhinwirken, daß die in Anhang VII Abschnitt 3 aufgeführten Punkte in den 
Zusammenschaltungsvereinbarungen geregelt sind. 

Trifft eine Organisation, die berechtigt ist, öffentliche Telekommunikationsnetze oder -
dienste bereitzustellen, Zusammenschaltungsvereinbarungen mit anderen Organisationen, 
so kann die nationale Aufsichtsbehörde jede dieser Vereinbarungen in ihrer Gesamtheit 
prüfen. 

Bei Zusammenschaltungsstreitigkeiten zwischen Organisationen, die im Rahmen von 
Genehmigungen eines Mitgliedstaates tätig sind, trifft dessen Aufsichtsbehörde auf Antrag 
einer Partei Maßnahmen zur Beilegung des Streitfalls. 

Dabei berücksichtigt die nationale Aufsichtsbehörde unter anderem 

die Interessen der Benutzer, 

ordnungspolitische Verpflichtungen oder Einschränkungen, die einer Partei auferlegt 
werden, 

das Bestreben, innovative Angebote zu fördern und Benutzern eine breite Pallette 
von Telekommunikationsdiensten auf nationaler und Gemeinschaftsebene zur 
Verfügung zu stellen, 
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die Verfügbarkeit technisch und wirtschaftlich tragfähiger Alternativen zu der 
geförderten Zusammenschaltung, 

das Streben nach gleichwertigen Zugangsvereinbarungen, 

die Notwendigkeit, die Integrität des öffentlichen Telekommunikationsnetzes und 
die Interoperabilität der Dienste zu wahren, 

die Art des Antrags im Vergleich zu den Mitteln, die zur Verfügung stehen, um ihm 
stattzugeben, 

die relative Marktstellung der Parteien, 

die Interessen der Öffentlichkeit (z.B. Umweltschutz). 

Eine Entscheidung der nationalen Aufsichtsbehörde ist gemäß Artikel 14 Absatz 1 zu 
veröffentlichen und gegenüber den betroffenen Parteien ausführlich zu begründen. 

Wird der Streitfall nicht in einer alle betroffenen Parteien befriedigenden Weise gelöst 
oder wird er nicht innerhalb von zwei Monaten nach seiner Weiterleitung an die 
betreffende nationale Aufsichtsbehörde beigelegt, so 

kann jede Partei die Streitigkeit der Kommission zur Beilegung weiterleiten, in dem 
sie ein Schreiben an die Kommission richtet und allen beteiligten Parteien eine Kopie 
zusendet. Stellt die Kommission fest, daß ein Fall weiterer Prüfung bedarf, so kann 
die Kommission zu ihrer Unterstützung eine Arbeitsgruppe einsetzen, der ins­
besondere die Mitglieder des in Artikel 15 genannten Ausschusses angehören. Die 
betroffenen Parteien können unabhängig von diesem Verfahren weiterhin eine Klage 
nach nationalen Recht anstrengen. 

oder 

kann die nationale Aufsichtsbehörde, mit Zustimmung aller betroffenen Parteien, den 
Streitfall gemäß Artikel 16 Absätze 4 und 5 zur Beilegung an die Kommission 
weiterleiten, indem sie den Vorsitzenden des ONP-Ausschusses schriftlich davon in 
Kenntnis setzt und allen beteiligten Parteien eine Kopie dieses Schreibens zusendet. 

6. Haben Organisationen, die zur Bereitstellung öffentlicher Telekommunikationsnetze 
bzw. -dienste berechtigt sind, ihre Einrichtungen nicht vernetzt, so können die 
nationalen Aufsichtsbehörden im Interesse der Benutzer nach einer Frist zur öffentlichen 
Stellungnahme aller interessierten Parteien die betreffenden Organisationen auffordern, 
ihre Einrichtungen zu vernetzen und gegebenenfalls Zusammenschaltungsbedingungen 
festlegen. 

7. Die Kommission kann in Abstimmung mit dem ONP-Ausschuß Leitlinien festlegen, die 
auf den bei der Durchführung der Absätze 1 bis 6 gesammelten Erfahrungen basieren. 
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Artikel 10 
Grundlegende Anforderungen 

Unbeschadet der Maßnahmen, die gemäß Artikel 3 Absatz 5 und Artikel 5 Absatz 3 der 
Richtlinie 90/387/EWG getroffen werden können, gelten für die Zusammenschaltung 
öffentlicher Telekommunikationsnetze bzw. -dienste die grundlegenden Anforderungen in 
Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 90/387/EWG nach Maßgabe dieses Artikels. Falls die 
nationale Aufsichtsbehörde Bedingungen auferlegt, die auf grundlegenden Anforderungen in 
Zusammenschaltungsvereinbarungen basieren, sind diese Bedingungen gemäß Artikel 14 
Absatz 1 zu veröffentlichen. 

a) Sicherheit der Netzbetreibung: Die nationalen Aufsichtsbehörden treffen alle erforderli­
chen Maßnahmen, um die Sicherheit öffentlicher Telekommunikationsnetze und -dienste 
in Notstandssituationen sicherzustellen. Eine Notstandssituation wäre in diesem 
Zusammenhang ein totaler Netzausfall oder ein außergewöhnlicher Fall von höherer 
Gewalt wie extreme Wetterbedingungen, Hochwasser, Blitzschlag oder Feuer, Streik 
oder Aussperrungen, Krieg, militärische Operationen oder Aufruhr. In einer Notstands­
situation setzen die betreffenden Organisationen alles daran, den Dienst für alle 
Benutzer und Zusammenschaltungsparteien aufrechtzuerhalten Die Notwendigkeit, die 
Sicherheit der öffentlichen Telekommunikationsnetze und -dienste in Notstands­
situationen zu erhalten, ist kein triftiger Grund, die Aushandlung von Zusammen­
schaltungsbedingungen zu verweigern. 

Die nationale Aufsichtsbehörde stellt sicher, daß alle Zusammenschaltungsbedingungen, 
die die Sicherheit des Netzes in Notstandssituationen betreffen, den Prinzipien der 
Verhältnismäßigkeit und Nichtdiskriminierung entsprechen und auf zuvor festgelegten 
objektiven Kriterien basieren. 

Die Zusammenschaltungsvereinbarungen können Sonderbedingungen enthalten, um eine 
Partei in einer Notstandssituation für den Ausfall der Einrichtungen der anderen Partei 
zu entschädigen. 

b) Erhaltung der Netzintegrität: Die nationalen Aufsichtsbehörden treffen alle erforderli­
chen Maßnahmen, um die Erhaltung der Integrität öffentlicher Telekommunikationsnetze 
zu gewährleisten. Die notwendige Erhaltung der Netzintegrität ist kein triftiger Grund, 
die Aushandlung von Zusammenschaltungsbedingungen zu verweigern. Die nationale 
Aufsichtsbehörde stellt sicher, daß alle Zusammenschaltungsbedingungen, die den 
Schutz der Netzintegrität betreffen, den Prinzipien der Verhältnismäßigkeit und 
Nichtdiskriminierung entsprechen und auf zuvor festgelegten objektiven Kriterien 
basieren; dies gilt auch für Sonderbedingungen zur Entschädigung einer Partei im Fall 
der Beeinträchtigung des Netzes durch die andere Partei. 

c) Interoperabilität der Dienste: Die nationalen Aufsichtsbehörden können Bedingungen in 
Zusammenschaltungsvereinbarungen auferlegen, um die Interoperabilität der Dienste zu 
gewährleisten; dazu gehören auch Bedingungen zur Sicherstellung einer zufrieden­
stellenden durchgehenden Qualität. Diese Bedingungen können unter anderem die 
Einhaltung spezifischer technischer Normen oder Spezifikationen, von der Wirtschaft 
vereinbarter Verhaltenskodizes umfassen. 
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d) Datenschutz: Die Mitgliedstaaten können in Zusammenschaltungsvereinbarungen 
Bedingungen für den Datenschutz auferlegen, soweit sie notwendig sind, um die 
Einhaltung der einschlägigen Rechtsvorschriften über den Datenschutz (einschließlich 
des Schutzes personenbezogener Daten), die Vertraulichkeit verarbeiteter, übertragener 
oder gespeicherter Informationen und den Schutz der Privatsphäre dem Gemeinschafts­
recht entsprechend zu gewährleisten. 

Artikel 11 
Kolokation und gemeinsame Nutzung 

Wenn eine Organisation nach einzelstaatlichem Gesetz generell berechtigt ist, 
Einrichtungen für Telekommunikationszwecke auf, über oder unter öffentlichen oder 
privaten Grundstücken zu installieren oder ein Verfahren zur Enteignung oder Nutzung 
von Grundbesitz für Telekommunikationszwecke anzuwenden, wirken die nationalen 
Aufsichtsbehörden auf die gemeinsame Nutzung dieser Einrichtungen und dieses 
Grundbesitzes mit anderen Organisationen hin, die öffentliche Telekommunikations­
dienste anbieten. 

Für Kolokation und die gemeinsame Nutzung von Einrichtungen sind in der Regel 
kommerzielle und technische Vereinbarungen zwischen den betroffenen Parteien zu 
schließen. Die nationale Aufsichtsbehörde kann gemäß Artikel 9 einschreiten, um 
Streitigkeiten beizulegen. 

Die Mitgliedstaaten können insbesondere Vereinbarungen über die gemeinsame Nutzung 
von Einrichtungen (einschließlich physischer Kolokation) erst nach einer angemessenen 
Frist zur öffentlichen Konsultation auferlegen, während derer alle interessierten Parteien 
Gelegenheit erhalten, ihre Meinung zu äußern. Derartige Vereinbarungen können Regeln 
für die Umlegung der Kosten der gemeinsamen Nutzung enthalten. 

Artikel 12 
Numerierung 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen für die Bereitstellung angemessener Nummern und 
Numerierungsbereiche für alle öffentlichen Telekommunikationsdienste. 

2. Um die vollständige Interoperabilität europaweiter Netze und Dienste zu gewährleisten, 
treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen zur Koordinierung ihrer 
Standpunkte in internationalen Organisationen und Foren, in denen Entscheidungen über 
die Numerierung gefällt werden. Dabei sind etwaige künftige Entwicklungen der 
Numerierung auf europäischer Ebene zu berücksichtigen. 

3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß ihre Numerierungspläne für Telekommunikations­
dienste von der nationalen Aufsichtsbehörde kontrolliert werden, um die Unabhängigkeit 
von Organisationen zu gewährleisten, die öffentliche Telekommunikationsnetze oder -
dienste bereitstellen. Im Hinblick auf einen effizienten Wettbewerb stellen die nationalen 
Aufsichtsbehörden sicher, daß die Verfahren zur Zuweisung einzelner Nummern bzw. 
Numerierungsbereiche transparent und unparteiisch sind und fristgerecht durchgeführt 
werden; die Zuweisung muß in objektiver, transparenter und nichtdiskriminierender 
Weise erfolgen. Die nationalen Aufsichtsbehörden können Bedingungen für die 
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Verwendung bestimmter Vorwahlen oder Kurzrufnummern festlegen, vor allem wenn 
diese für Dienste von öffentlichem Interesse bestimmt sind (z.B. gebührenfreie Dienste, 
Dienste mit Kioskabrechnung, Verzeichnisdienste, Notruf dienste) oder den gleichwerti­
gen Zugang gewährleisten sollen. 

4. Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen dafür, daß die Hauptbestandteile der nationalen 
Numerierungspläne und alle nachträglichen Erweiterungen oder Änderungen vor­
behaltlich der Einschränkungen, die sich aus Gründen der nationalen Sicherheit ergeben, 
gemäß Artikel 14 Absatz 1 veröffentlicht werden. 

5. Die nationalen Aufsichtsbehörden fördern die frühestmögliche Einführung des Systems, 
das es dem Endbenutzer ermöglicht, auf Antrag seine nationale Nummer an einem 
bestimmten Standort unabhängig von der Organisation, die den Dienst erbringt, 
beizubehalten, und gewährleisten, daß dieses System mindestens in allen größeren 
Bevölkerungszentren vor dem 1. Januar 2003 zur Verfügung steht. 

6. Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen dafür, daß alle Erbringer öffentlicher 
Telekommunikationsdienste bei der Anwendung der Numerierungspläne und Verfahren 
gleich behandelt werden. Insbesondere muß eine Organisation, der ein Numerierungs­
bereich zugewiesen wird, jegliche Diskriminierung bei den Nummernreihen vermeiden, 
die den Zugang zu den Diensten anderer Telekommunikationsbetreiber ermöglichen. 

Artikel 13 
Technische Normen 

1. Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 der Richtlinie 90/387/EWG, demzufolge die 
Anwendung spezifischer europäischer Normen zwingend vorgeschrieben werden kann, 
sorgen die nationalen Aufsichtsbehörden dafür, daß Organisationen, die öffentliche 
Telekommunikationsnetze oder -dienste anbieten, die im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlichten, für die Zusammenschaltung geeigneten Normen voll 
berücksichtigen. 

Falls es keine derartigen Normen gibt, fördern die nationalen Aufsichtsbehörden die 
Bereitstellung technischer Schnittstellen für die Zusammenschaltung nach folgenden 
Normen bzw. Spezifikationen: 

Normen europäischer Normungsgremien wie ETSI oder CEN-CENELEC, 

oder, falls keine derartigen Normen vorliegen, 

internationale Normen oder Empfehlungen der Internationalen Fernmeldeunion 
(ITU), der Internationalen Organisation für Normung (ISO) oder der Inter­
nationalen Elektrotechnischen Kommission (IEC), 

oder, falls keine derartigen Normen vorliegen, 

Spezifikationen, die von internationalen Wirtschaftsgremien entwickelt und in 
breiten Kreisen der Wirtschaft akzeptiert werden, 
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oder, falls keine derartigen Spezifikationen vorliegen, 

nationale Normen oder Spezifikationen. 

2. Die Kommission kann gemäß Artikel 15 Zusammenschaltungs- und Zugangsnormen 
fordern, die gegebenenfalls von europäischen Normungsgremien zu erstellen sind. Ein 
Hinweis auf Zusammenschaltungs- und Zugangsnormen kann gemäß Artikel 5 der 
Richtlinie 90/387/EWG im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
werden. 

Artikel 14 
Zugang zu Informationen und deren Veröffentlichung 

1. Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen dafür, daß die in Artikel 7 Absatz 5, Artikel 9 
Absätze 3 und 5, Artikel 10 und Artikel 12 Absatz 4 genannten Informationen in 
aktualisierter Form ordnungsgemäß veröffentlicht werden, um sie für interessierte 
Parteien problemlos zugänglich zu machen. Im Amtsblatt des betreffenden 
Mitgliedstaats ist bekanntzugeben, in welcher Form diese Informationen veröffentlicht 
werden. 

2. Die nationalen Aufsichtsbehörden sorgen dafür, daß die in Artikel 4 Absatz 1, Artikel 5 
Absätze 3 und 5, Artikel 6, Artikel 7 Absatz 6 und Artikel 9 Absatz 2 vorgesehenen 
Informationen in aktualisierter Form an normalen Werktagen kostenlos zur Einsicht­
nahme ausgelegt werden. Im Amtsblatt des betreffenden Mitgliedstaats ist bekannt­
zugeben, wann und wo die Informationen eingesehen werden können. 

3. Die nationalen Aufsichtsbehörden teilen der Kommission vor dem 1. Januar 1998 - und 
bei nachträglichen Änderungen unverzüglich - mit, in welcher Form die in Absätzen 1 
und 2 genannten Informationen zur Verfügung gestellt werden. Die Kommission 
veröffentlicht regelmäßig einen entsprechenden Hinweis auf diese Mitteilungen im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften. 

Artikel 15 
Ausschußverfahren 

1. Die Kommission wird von dem mit Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie 90/387/EWG 
eingesetzten Ausschuß unterstützt. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu 
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit 
der betreffenden Frage - erforderlichenfalls durch eine Abstimmung - festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen; darüber hinaus hat jeder 
Mitgliedstaat das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten 
wird. 
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Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die Stellungnahme des Ausschusses. 
Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt 
hat. 

Artikel 16 
Schlichtungsverfahren auf Gemeinschaftsebene 

1. Das Verfahren gemäß den Absätzen 2 bis 5 gilt bei Zusammenschaltungsstreitigkeiten 
zwischen Organisationen, die im Rahmen von Genehmigungen unterschiedlicher 
Mitgliedstaaten tätig sind. 

2. Jede Partei kann den Streitfall allen betroffenen nationalen Aufsichtsbehörden vorlegen. 
Diese koordinieren ihre Maßnahmen, um den Streitfall im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 
beizulegen. 

3. Wird der Streitfall nicht binnen zwei Monaten nach der Vorlage bei den zuständigen 
nationalen Aufsichtsbehörden beigelegt, so kann jede Partei mit Zustimmung aller 
anderen Parteien das Verfahren gemäß den Absätzen 4 und 5 in Anspruch nehmen, 
indem sie ein Schreiben an die Kommission, richtet und allen betroffenen Parteien eine 
Kopie zusendet. Dadurch verzichten die Parteien auf ihr Recht, eine Klage nach 
nationalem Recht anzustrengen. 

4. Stellt die Kommission aufgrund einer an sie gerichteten Benachrichtigung gemäß 
Absatz 3 fest, daß ein Fall weiterer Prüfung bedarf, so kann die Kommission zu ihrer 
Unterstützung eine Arbeitsgruppe einsetzen, der insbesondere Mitglieder des 
Ausschusses nach Artikel 15 angehören. Die Arbeitsgruppe muß ihren Standpunkt 
binnen drei Monaten festlegen. 

5. Der gemäß dem in Absatz 4 genannten Verfahren ausgehandelte Standpunkt soll 
Grundlage einer Lösung sein, die ohne Verzögerung auf nationaler Ebene durchgeführt 
wird. Falls ein gemeinsamer Standpunkt nicht gefunden werden kann oder ein 
Standpunkt nicht innerhalb einer angemessenen Frist, die außer in gerechtfertigten 
Fällen zwei Monate nicht überschreiten soll, umgesetzt wird, so wird die geeignete 
Lösung nach dem Verfahren des Artikels 15 Absatz 2 von der Kommission erlassen. 

Artikel 17 
Notifizierung 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die nationalen Aufsichtsbehörden über die 
notwendigen Mittel zur Wahrnehmung der Aufgaben aufgrund dieser Richtlinie verfügen 
und melden der Kommission bis 31. Januar 1997 die hierfür zuständigen 
Aufsichtsbehörden. 

2. Die nationalen Aufsichtsbehörden teilen der Kommission bis zum 31. Januar 1997 - und 
bei nachträglichen Änderungen unverzüglich - die Namen der Organisationen mit, die 

zur Bereitstellung des Uni versai dienstes der in Anhang I Abschnitt 1 
aufgeführten öffentlichen Telekommunikationsnetze und -dienste verpflichtet 
sind; 
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den Bestimmungen dieser Richtlinie über Organisationen mit beträchtlicher 
Marktmacht unterliegen; 

dem Anhang II unterliegen. 

Die Kommission kann die nationalen Aufsichtsbehörden ersuchen, ihr die Gründe für 
die Einstufung einer Organisation als "Organisation mit beträchtlicher Marktmacht" 
mitzuteilen. 

3. Die Kommission veröffentlicht die gemäß Absatz 2 mitgeteilten Namen im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften. 

Artikel 18 
Technische Anpassungen 

Änderungen der Anhänge, die sich als notwendig erweisen, weil sich neue technologische 
Entwicklungen abzeichnen, das Markt- oder Verbraucherverhalten ändert oder das 
ordnungspolitische Umfeld in den Mitgliedstaaten kohärenter zu gestalten ist, werden von der 
Kommission gemäß Artikel 15 beschlossen. 

Artikel 19 
Aussetzung von Verpflichtungen 

1. Eine Aussetzung der Verpflichtungen gemäß Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 9 Absatz 3 
können die in der Entschließung des Rates vom 22. Juli 1993 genannten Mitgliedstaaten 
beantragen, denen eine zusätzliche Übergangsfrist für die Liberalisierung von 
Telekommunikationsdiensten eingeräumt wurde. Aussetzungen, die auf dieser Basis 
gewährt werden, dürfen die in der Entschließung des Rates vom 22. Juli 1993 
festgelegten Übergangsfristen nicht überschreiten. 

2. Aussetzungen von den Verpflichtungen gemäß Artikel 12 Absatz 5 können beantragt 
werden, wenn die betreffenden Mitgliedstaaten in der Lage sind, nachzuweisen, daß dies 
eine übermäßige Belastung für bestimmte Organisationen oder Gruppen von 
Organisationen darstellen würde. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die Gründe für den 
Antrag auf Aussetzung, den Termin, bis zu dem die Anforderungen erfüllt werden 
können, und die Maßnahmen, die zur Einhaltung dieser Frist vorgesehen sind. Die 
Kommission prüft den Antrag unter Berücksichtigung der besonderen Lage der 
Mitgliedstaaten und der Notwendigkeit, ein kohärentes ordnungspolitisches Umfeld auf 
Gemeinschaftsebene zu gewährleisten. Sie teilt den betreffenden Mitgliedstaaten mit, ob 
seine Lage ihrer Ansicht nach eine Aussetzung rechtfertigt, und wenn ja, bis zu 
welchem Zeitpunkt. 
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Artikel 20 
Zusammenschaltung mit Organisationen in Drittländern 

1. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über alle rechtlichen oder praktischen 
Schwierigkeiten, mit denen sich Organisationen der Gemeinschaft bei der 
Zusammenschaltung mit Organisationen in Drittländern konfrontiert sehen und von 
denen sie Kenntnis erhalten haben. 

2. Stellt die Kommission fest, daß ein Drittland keine ausreichenden 
Zusammenschaltungsrechte einräumt, wie sie Organisationen eines Drittlandes von der 
Gemeinschaft gewährt werden, so wird die Kommission erforderlichenfalls dem Rat 
einen Vorschlag für ein entsprechendes Verhandlungsmandat oder andere angemessene 
Maßnahmen unterbreiten, um gleichwertige Rechte für Gemeinschaftsorganisationen in 
diesen Drittländern zu erwirken. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

3. Die Verpflichtungen der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten im Rahmen einschlägiger 
internationaler Vereinbarungen bleiben von Maßnahmen, die aufgrund von Absatz 2 
getroffen werden, unberührt. 

Artikel 21 
Überprüfung der Durchführung 

1. Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und dem Rat bis zum 
31. Dezember 1997 und danach regelmäßig über bestehende Zusammenschaltungsrechte 
in Drittländern zugunsten von Gemeinschaftsorganisationen sowie über den Stand 
etwaiger Verhandlungen, die gemäß Artikel 20 Absatz 2 oder im Rahmen internationaler 
Organisationen aufgenommen wurden. 

0 Die Kommission überprüft die Anwendung dieser Richtlinie und erstattet dem 
Europäischen Parlament und dem Rat erstmals spätestens zum 31. Dezember 2000 
darüber Bericht. Hierzu kann sie von den Mitgliedstaaten Informationen anfordern. Bei 
Bedarf können in dem Bericht weitere Maßnahmen vorgeschlagen werden, um die Ziele 
der Richtlinie vollständig zu erreichen. 

Artikel 22 
Umsetzung 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um 
dieser Richtlinie spätestens zum 31. Dezember 1999 nachzukommen. Sie setzen die 
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz 1 erlassen, nehmen sie in den 
Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf 
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften, die sie auf dem unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 
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Artikel 23 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaft in Kraft. 

Artikel 24 
Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Europäischen Parlaments Im Namen des Rates 
Der Präsident Der Präsident 
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ANHANG I 
SPEZIFISCHE ÖFFENTLICHE TELEKOMMUNIKATIONS­

NETZE UND -DIENSTE 

Folgenden öffentlichen Telekommunikationsnetzen und -diensten wird auf europäischer Ebene 
entscheidende Bedeutung beigmessen. 

Für Organisationen mit beträchtlicher Marktmacht, die die nachstehenden öffentlichen 
Telekommunikationsnetze bzw. -dienste anbieten, gelten Sonderverpflichtungen gemäß Artikel 4 
Absatz 2 und Artikel 7. 

Abschnitt 1 

Festes öffentliche Telefonnetz. 

Das feste öffentliche Telefonnetz ist das öffentliche vermittelte Telekommunikations­
netz, das den Tranfer von Sprache und Audio-Informationen mit einer Bandbreite von 
3,1 kHz zwischen Netzabschlußpunkten an festen Standorten unterstützt, u.a.: 

Sprachtelefondienst, 

Faksimilekommunikation Gruppe I, II und III gemäß den ITU-T-Empfehlungen 
der Reihe T, 

Sprachband-Datenübertragung über Modems mit einer Geschwindigkeit von 
mindestens 2400 Bit/s gemäß den ITU-T-Empfehlungen der Reihe V. 

Der Zugang zum Netzabschlußpunkt des Endbenutzers erfolgt über eine oder mehrere 
Nummern des nationalen Numerierungsplans. 

Fester öffentlicher Telefondienst 

Der feste öffentliche Telefondienst bietet Endbenutzern an festen Standorten die 
Möglichkeit, Inlands- und Auslandsgespräche zu tätigen und zu empfangen. Er kann den 
Zugang zu Notrufdiensten (112), den Beistand durch die Vermittlung, Verzeichnis­
dienste, öffentliche Fernsprecher, die Erbringung des Dienstes zu Sonderbedingungen 
und die Bereitstellung von Sondereinrichtungen für Behinderte umfassen. 

Der Zugang zum Endbenutzer erfolgt über eine oder mehrere Nummern des nationalen 
Numerierungsplans. 
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Abschnitt 2 

Kommerzielle Bereitstellung von Mietleitungen 

Mietleitungen sind die Telekommunikationseinrichtungen mit transparenter Über­
tragungskapazität zwischen Netzabschlußpunkten, die keine Vermittlungsdienste auf 
Anforderung ermöglichen (Vermittlungsfunktionen, die der Benutzer im Rahmen der 
Bereitstellung der Mietleitung kontrollieren kann). Sie können Systeme umfassen, die 
die flexible Nutzung der Bandbreite von Mietleitungen gestatten, einschließlich 
bestimmter Leitweg- und Managementfunktionen. 

Abschnitt 3 

Mobile öffentliche Telefonnetze 

Ein mobiles öffentliches Telefonnetz ist ein öffentliches Telefonnetz, dessen 
Netzabschlußpunkte sich nicht an festen Standorten befinden. 

Mobile öffentliche Telefondienste 

Ein mobiler öffentlicher Telefondienst ist ein Dienst, der ganz oder teilweise im Aufbau 
einer Funkverbindung zu einem mobilen Teilnehmer besteht und sich dazu ganz oder 
teilweise eines mobilen Telefonnetzes bedient. 
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Anhang II 

ORGANISATIONEN MIT ZUSAMMENSCHALTUNGSRECHTEN UND -PFLICHTEN 
IM HINBLICK AUF DIE BEREITSTELLUNG EUROPAWEITER DIENSTE 

Dieser Anhang betrifft Organisationen, die vermittelte und unvermittelte Trägerfunktionen für 
Benutzer bereitstellen, von denen andere Telekommunikationsdienste abhängig sind. 

Die nachstehenden Organisationen haben gemäß Artikel 4 Absatz 1 sowohl das Recht als auch 
die Pflicht, sich gegenseitig zu vernetzen. Ihre Zusammenschaltung wird nach Artikel 9 Absatz 
3 von der nationalen Aufsichtsbehörde kontrolliert. Für diese Organisationen können spezielle 
Zusammenschaltungsgebühren gelten. 

1. Organisationen, die feste bzw. mobile öffentlich vermittelte Telekommunikationsnetze 
und -dienste anbieten und damit den Zugang zu einem oder mehreren 
Netzabschlußpunkten über eine oder mehrere Nummern des nationalen 
Numerierungsplans kontrollieren (s. Anmerkungen). 

2. Organisationen, die Mietleitungen zum Teilnehmer bereitstellen. 

3. Organisationen, die internationale Telekommunikationsleitungen zu und von Drittländern 
bereitstellen. 

4. Organisationen, die nach den geltenden nationalen Lizenzvergabe- oder Genehmigungs­
verfahren auf eigenen Antrag dieser Kategorie zugeordnet werden. 

Anmerkungen 

Die Kontrolle des Zugangs zu einem Netzabschlußpunkt besteht in der Möglichkeit, die 
Telekommunikationsdienste, über die der Endbenutzer verfügt, an diesem Netzabschlußpunkt 
zu kontrollieren bzw. anderen Diensterbringern den Zugang zum Endbenutzer an diesem 
Netzabschlußpunkt zu verweigern. 

Die Zugangskontrolle kann den Besitz oder die Kontrolle der (verdrahteten oder drahtlosen) 
physischen Verbindung zum Endbenutzer bzw. die Möglichkeit beinhalten, die erforderliche(n) 
nationale(n) Nummer(n) für den Zugang zum Netzabschlußpunkt eines Endbenutzers zu ändern 
oder zu entziehen. 
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ANHANG III 

BERECHNUNG DER KOSTEN DER VERPFLICHTUNGEN ZUR BEREITSTELLUNG 
DES UNIVERSALDIENSTES BEIM SPRACHTELEFON 

ARTIKEL 5 ABSATZ 3 

Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universal dienstes sind diejenigen Verpflichtungen, die 
ein Mitgliedstaat einer Organisation auferlegt und die die Bereitstellung eines Dienstes in einem 
bestimmten geographischen Gebiet betreffen; dazu gehören gegebenenfalls auch gebiets­
abhängige Durchschnittspreise für die Erbringung des Dienstes. 

Die Kosten der Verpflichtungen zur Bereitstellung des Universaldienstes ergeben sich aus der 
Differenz zwischen den Nettokosten, die einer Organisation mit und denen, die einer 
Organisation ohne diese Verpflichtungen entstehen. 

Dieser Grundsatz gilt unabhängig davon, ob das Netz eines bestimmten Mitgliedstaates 
vollständig entwickelt ist oder noch in der Entwicklungs- bzw. Ausbauphase steht. 

Die Berechnung basiert auf den Kosten für: 

i) Komponenten der betreffenden Dienste, die nur mit Verlust oder unter 
Kostenbedingungen bereitgestellt werden können, die von den üblichen kommerziellen 
Verhältnissen abweichen. 

Zu dieser Kategorie gehören Dienstkomponenten wie Zugang zu Notrufdiensten, 
Bereitstellung öffentlicher Fernsprecher, Bereitstellung bestimmter Dienste oder Geräte 
für Behinderte u.a. 

ii) Bestimmte Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern, die unter Berücksichtigung 
der Kosten der Diensterbringung, der erzielten Einnahmen und vom Mitgliedstaat 
vorgeschriebenen gebietsabhängigen Durchschnittspreise nur mit Verlust oder unter 
Kostenbedingungen bedient werden können, die von den üblichen kommerziellen 
Verhältnissen abweichen. 

Zu dieser Kategorie gehören Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern, die von 
einem kommerziellen Betreiber nicht bedient würden, wenn er nicht zur Bereitstellung 
des Universaldienstes verpflichtet wäre. 

Für entwickelte Netze, in denen diese Endbenutzer bereits bedient werden, sollte die 
Kostenrechnung auf den Einsparungen basieren, die im gegenteiligen Fall erzielt 
würden. 
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In Randgebieten mit Netzen in der Ausbauphase sollte die Kostenrechnung auf den 
Zusatzkosten der Bedienung der Endbenutzer oder Gruppen von Endbenutzern basieren, 
die ein Betreiber nach den üblichen kommerziellen Grundsätzen eines wettbewerbs­
orientierten Umfelds nicht bedienen würde. 

Bei der Berechnung der Nettokosten sind die Einnahmen zu berücksichtigen. Kosten und 
Einnahmen sollten aufgrund des Wiederbeschaffungswerts kalkuliert werden. 
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ANHANG IV 

VERZEICHNIS DER EINZELPOSTEN DER GESAMTEN 
ZUSAMMENSCHALTUNGSGEBÜHREN 

ARTIKEL 7 ABSATZ 3 

Das folgende Verzeichnis dient als Anhaltspunkt und erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit; es kann je nach Mitgliedstaat und den spezifischen Bedingungen der 
betreffenden Zusammenschaltungsvereinbarung anders aussehen. 

GESAMTE ZUSAMMENSCHALTUNGSGEBÜHREN 

Zusammenschaltungsgebühren 

basieren auf den Kosten der Bereitstellung der spezifischen Zusammenschaltungsdienste, 
die die vernetzende Organisation fordert. Dazu gehören u.a.: 

einmalige Kosten und Mietgebühren für den Aufbau der physischen 
Zusammenschaltung (z.B. spezielle Geräte, Zeichengabemittel, 
Kompatibilitätsprüfung, Wartung der Zusammenschaltung u.a.) 

variable Kosten für Sekundär- und Zusatzdienste (z.B. Zugang zu 
Verzeichnisdiensten, Beistand durch die Vermittlung, Datenerfassung, 
Gebührenberechnung, Fakturierung, vermittlungsgestützteund innovative Dienste 
(u.a.). 

Nutzungsgebühren 

basieren auf den Kosten des Datenverkehrs über die zusammengeschalteten Netze (z.B. 
Vermittlungs- und Übertragungskosten). Die Nutzungsgebühren können aufgrund 
einzelner Anrufe bzw. der erforderlichen zusätzlichen Netzkapazität errechnet werden. 

Ferner können Zusammenschaltungsgebühren nach dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit einen 
angemessenen Anteil an Kosten beinhalten, die entstehen durch: 

die Gewährung eines gleichwertigen Zugangs (z.B. Unterstützung identischer 
Zugangsverfahren für Endbenutzer) und die Übertragbarkeit von Nummern sowie 

die Erfüllung grundlegender Anforderungen (Erhaltung der Netzintegrität, 
Netzsicherheit in Notstandssituationen, Interoperabilität der Dienste und 
Datenschutz). 
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ANHANG V 

KOSTENRECHNUNGSSYSTEMlï FÜR DIE ZUSAMMENSCHALTUNG 

In Ailikel 7 Absatz 6 wird gefordert, lEinzelheiten der Kosteniechnungssysteine zur öffentlichen 
Einsichtnahme auszulegen. 

Durch die Veröffentlichung dieser Informationen soll die Berechnung der Zusammenschaltungs­
gebühren transparent gestaltet werden, damit sich andere Marktteilnehmer davon überzeugen 
können, daß die Gebühren korrekt und ordnungsgemäß berechnet wurden. 

Dieses Ziel ist von der nationalen Aufsichtsbehörde und der zuständigen Organisation zu 
bei fiel; sichtigen, wenn sie bestimmen, welche Einzelheiten zu veröffentlichen sind. 

Nachstehend sind die zur veröffentlichenden Informationen aufgeführt. 

1 Standardtasten 

z.B. voll zugerechnete Kosten, langfristige durchschnittliche Differenzkosten, 
Grenzkosten, Einzelkosten, eingebundene direkte Kosten u.a. 

einschließlich der Kostengrundlage, d.h. 

historische Kosten (aufgrund der Ist-Kosten für Geräte und Systeme) oder 
aufgrund des Wiederbeschaffungswerts von Geräten oder Systemen kalkulierte 
Kosten. 

2 Kostenkoniponenten des Zusammenschaltungstarifs 

Angabe aller einzelnen Kostenkomponenten, die zusammen die Zusammenschaltungs-
gebühr ausmachen, einschließlich des Gewinns. 

3 Grad und Methodik der Kostenzurechnung, insbesondere Behandlung der gemeinsamen 
Kosten 

Angabe, inwieweit die direkten Kosten analysiert werden, bis zu welchem Grad und 
nach welcher Methodik gemeinsame Kosten in die Zusammenschaltungsgebühren 
einfließen. 

1. Buchführungsi ichtlinien 

z.B. zur Behandlung der Kosten für: 

dew Zeitplan zur Abschreibung wesentlicher Anlagegüter (z.B. Grundstücke, 
Gebäude, Anlagen u.a.) 
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Gegenüberstellung von Erträgen und Kapitalkosten bei anderen wesentlichen 
Ausgabenposten (z.B. Computersoftware und -système, Forschung und 
Entwicklung, Neugründungen, direkte und indirekte Bautätigkeiten, Reparaturen 
und Wartung, Finanzkosten u.a.). 

Die Informationen über Kostenrechnungssysteme, die gemäß diesem Anhang zu 
veröffentlichen sind, können nach Artikel 18 geändert werden. 
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ANHANG VI 

GRENZWERT DES UMSATZES AN TELEKOMMUNIKATIONSDIENSTEN 

ARTIKEL 8 ABSATZ 5 

Der in Artikel 8 Absatz 5 erwähnte Grenzwert für den Jahresumsatz an Telekommunikations­
diensten beträgt 50 Mio. ECU. 
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ANHANG VII 

VERHANDLUNGSRAHMEN FÜR ZUSAMMENSCHALTUNGSVEREINBARUNGEN 

ARTIKEL 9 ABSATZ 3 

Abschnitt 1. Von der nationalen Aufsichtsbehörde vorzugebende Ex-ante-Bedingungen 

a) Schlichtungsverfahren 
b) Anforderungen in bezug auf den Zugang zu Zusammenschaltungsvereinbarungen und 

deren Veröffentlichung sowie weitere regelmäßige Veröffentlichungen 
c) Anforderungen in bezug auf den gleichwertigen Zugang und die Übertragbarkeit von 

Nummern 
d) Forderung nach gemeinsamer Nutzung, auch von Geräten unterschiedlicher Hersteller 
e) Forderung nach Beibehaltung der grundlegenden Anforderungen 
f) Forderung nach Zuweisung und Nutzung des Numerierungsvorrats (einschließlich des 

Zugangs zu Verzeichnisdiensten, Notrufdiensten und europaweiten Nummern) 
g) Forderung nach Gewährleistung der durchgehenden Dienstqualität 
h) Gegebenenfalls Festlegung des gesondert auszuweisenden Anteils der Zusammen­

schaltungsgebühren, der den Beitrag zu den Nettokosten der Verpflichtungen aufgrund 
des Universaldienstes darstellt. 

Abschnitt 2. Weitere Punkte, die in Zusammenschaltungsvereinbarungen geregelt werden sollten 

a) Beschreibung der erforderlichen Zusammenschaltungsdienste 
b) Zahlungsbedingungen einschließlich Abrechnungsverfahren 
c) Standort der Anschlußpunkte 
d) Technische Zusammenschaltungsnormen 
e) Maßnahmen zur Erfüllung grundlegender Anforderungen 
f) Geistiges Eigentum 
g) Festlegung und Abgrenzung von Haftungs- und Schadenersatzpflichten 
h) Festlegung der Zusammenschaltungsgebühren und ihrer längerfristigen Entwicklung 
j) Schlichtungsverfahren, das die Parteien einleiten sollten, ehe sie die nationale Aufsichts­

behörde einschalten 
k) Laufzeit und Neuaushandlung der Vereinbarungen 
m) Verfahren für den Fall, daß Änderungen des Netz- oder Dienstangebots einer der 

Parteien vorgeschlagen werden 

Abschnitt 3. Weitere Punkte, die in Zusammenschaltungsvereinbarungen geregelt werden sollten 

a) Sicherstellung des gleichwertigen Zugangs 
b) Gemeinsame Nutzung von Einrichtungen 
c) Zugang zu Sekundär-, Zusatz- und innovativen Diensten 
d) Verkehrs-/Netzmanagement 
e) Wartung und Qualitätssicherung der Zusammenschaltungsdienste 
f) Schutz der vertraulichen Teile der Vereinbarungen 
g) Schulung des Personals 
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BEWERTUNG DER AUSWIRKUNGEN 

Auswirkungen des Vorschlags auf die Industrie, 
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen 

Titel: Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über den Telekommunikations­
verbund - Gewährleistung der Universaldienste und der Interoperabilität durch Anwendung der 
ONP-Grundsätze 

Nummer: 

Vorschlag 

1. Bedarf an einer legislativen Maßnahme 

Mit der vollständigen Liberalisierung der Telekommunikationsdienste und -infrastrukturen 
im Jahr 1998 werden die verbleibenden Einschränkungen für Organisationen aufgehoben, 
die auf dem Telekommunikationsmarkt Fuß fassen möchten. Damit wird ein zunehmender 
Wettbewerb in diesem Sektor ermöglicht, woraus sich Vorteile für die Telekom­
munikationsunternehmen, die Benutzer und die europäische Gesamtwirtschaft ergeben. 

In einem liberalisierten Umfeld erweist sich eine Richtlinie zur Vereinheitlichung der 
Bedingungen für den offenen, effizienten Verbund konkurrierender öffentlicher Telekom­
munikationsnetze und die Interoperabilität von Diensten als unerläßlich, damit Benutzer 
eines Netzes nahtlos mit denen eines beliebigen anderen Netzes kommunizieren können, 
Gleichzeitig gilt es, das Dienstangebot zu erweitern, mehr Leistungen für den Kunden zu 
erbringen und den Universaldienst sicherzustellen. Unter diesen Voraussetzungen soll für 
alle europäischen Wettbewerber ein stabiles, vorhersehbares ordnungspolitisches Umfeld 
geschaffen werden, das die Wettbewerbsregeln des Vertrages ergänzt. 

Harmonisierte Verbundbedingungen auf europäischer Ebene sind daher ein Schlüsselfaktor 
beim Übergang zu einem liberalisierten Telekommunikationsmarkt. Damit werden die 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse europäischer Benutzer und die Wett­
bewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen verbessert. 

Der Richtlinienvorschlag fand in der Telekommunikationsbranche breite Unterstützung 
(vgl. Punkt 6). 

Auswirkungen auf die Unternehmen 

2. Wer ist von dem Vorschlag betroffen? 

Die vorgeschlagene Richtlinie wird aufgrund kommerziell ausgehandelter Vereinbarungen 
allen - insbesondere neuen - Marktteilnehmer (von denen viele, vor allem in der Anfangs­
phase, kleine und mittlere Unternehmen sind) den Verbund mit Netzen und Diensten 
anderer ermöglichen und damit neuen Unternehmen auf dem Telekommunikationsmarkt 
Absatzmöglichkeiten eröffnen. 
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Sie gibt in einem ausgewogenen Verhältnis von Rechten und Pflichten Rahmenbedingun­
gen für den Verbund vor, um den offenen Zugang zu Netzen und Diensten zu 
gewährleisten, etablierten Organisationen einen leistungsfähigen Betrieb und neuen 
Wettbewerbern einen Markteinstieg mit langfristigen Perspektiven zu ermöglichen. 

Einige Anbieter öffentlicher Telekommmunikationsnetze und -dienste werden sowohl das 
Recht als auch die Pflicht haben, Vereinbarungen untereinander auszuhandeln. Dazu 
können z.B. kleine und mittlere Unternehmen gehören, die in bestimmten geographischen 
Gebieten tätig sind (beispielsweise Kabelbetreiber). 

Organisationen, die öffentliche Telekommunikationsnetze und -dienste anbieten, werden 
zusätzliche Verpflichtungen in bezug auf Tarife, Kostenrechnungssysteme und Nicht­
diskriminierung auferlegt. 

3. Einhaltung der Richtlinie 

Die Aufsichtsbehörden der Mitgliedstaaten müssen der Kommission die Namen der 
Organisaionen auf ihrem Hoheitsgebiet mitteilen, die der Richtlinie unterliegen, und dafür 
sorgen, daß diese die Bestimmungen der Richtlinie einhalten. 

4. Wirtschaftliche Auswirkungen 

Neuinvestitionen im Telekommunikationssektor werden durch ein stabiles, verhersehbares 
ordnungspolitisches Umfeld gefördert. Die einheitlichen Verbundbedingungen, die mit 
dieser Richtlinie auf Unionsebene festgelegt werden sollen, werden Investitionen und 
Neubeschäftigung in diesem Sektor begünstigen, die Zahl der Marktteilnehmer erhöhen 
und sich wachstumsfördernd auswirken. Die Verbundregeln der vorgeschlagenen 
Rahmenbedingungen sollen die Produktivität steigern und einen Markteinstieg mit 
langfristigen Perspektiven fördern. 

In Ermangelung einer solchen Richtlinie wären die aufgesplitterten nationalen Märkte für 
neue Marktteilnehmer weniger attraktiv als ein europäischer Binnenmarkt, was vermutlich 
weniger Investitionen und Neubeschäftigung zur Folge hätte. 

5. Sonderbestimmungen fur KMU 

Die Bestimmungen der vorgeschlagenen Richtlinie werden kleinen und mittleren 
Unternehmen den Markteinstieg und den Wettbewerb mit andern Organisationen in einem 
liberalisierten Umfeld erleichtern. Dennoch enthält der Vorschlag keine spezifischen 
Maßnahmen für KMU. 
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6. Konsultation 

Die Kommission kündigte ihre Absicht, eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates über den Verbund im Zusammenhang mit dem ONP in ihrem Aktionsplan 
Informationsgesellschaft0) an und skizzierte sie in ihrer Mitteilung über den derzeitigen 
Stand und das künftige Konzept des offenen Zugangs zu Telekommunikationsnetzen und 
-diensten(2) sowie im Infrastruktur-Grünbuch Teil II, da im Januar 1995 erschien(3). Ferner 
veranstaltete die Kommission im November 1994 zwei öffentliche Workshops über die 
Ergebnisse von Studien, die von unabhängigen Beratern zu den Themen Verbund(4) und 
Kostenrechnung^ durchgeführt wurden. 

* 

Wie dem Bericht der Kommission zu dem obengenannten Grünbuch zu entnehmen ist, 
wurden effiziente Rahmenbedingungen für den Verbund von allen Marktteilnehmern des 
Sektors lebhaft befürwortet. Überdies wurden die Grundsätze der Richtlinie im ONP-
Ausschuß eingehend erörtert, dem Vertreter der nationalen Telekommunikations-
Aufsichtsbehörden der Union und des EWR unter Vorsitz der Kommission angehören. 

Anhörungen 

Während der Konsultation zum Grünbuch fanden mehrere Anhörungen statt, an denen 
zahlreiche Organisationen beteiligt waren: 

Auf der Diskussionsrunde mit dem Vorsitzenden der Netzbetreiber vom 10. Februar 1995 
waren 54 Unternehmen für ortsfeste und alternative Infrastrukturen vertreten. 
An der allgemeinen Konsultationstagung vom 20/21.Februar 1995 nahmen rund 125 
Organisationen teil. 
Eine Sitzung mit den Gewerkschaften fand am 14. März 1995 statt. 
Eine Sitzung mit dem hochrangigen Ad-Hoc-Ausschuß der nationalen Aufsichtsbehörden 
wurde am 16. März 1995 abgehalten. 

Verzeichnis der konsultierten Organisationen 

Association of Private European Cable Operators 
Association of Finnish Telephone Companies (ATC) 
Association Française des Utilisateurs du Téléphone et des Télécommunications (AFUTT) 
Bureau Européen des Unions de Consommateurs 
The Cable Communications Association 
Conseil National du Patronat Français 
Danish Bankers Association 
Danish Chamber of Commerce 

(i) 

(2) 

(-') 

(4) 

(5) 

KOM (94) 347 vom 17. 7.1994. 
KOM (94) 513 vom 29.11.1994. 
KOM (94) 682 vom 15. 1.1995. 
Studie von WIK/EAC "Network interconnection in the domain of ONP" im Auftrag der 
EG, GD XIII/A/1, November 1994. 
Studie von Arthur Andersen "Cost allocation and general cost accounting principles" im 
Auftrag der EG, GDXIII/A/1, November 1994. 
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Danish Insurance Association 
Deutsche Industrie und Handlestag 
Deutsche Postgewerkschaft 
ECTEL (the European Telecomminications and Professional Electronics Industry) 
European Public Telecommunications Network Operators Association (ETNO) 
EU Committee of the American Chamber of Commerce 
European Association of Advertising Agencies 
European Broadcasting Union 
European Council of Telecommunications Users Association (ECTUA) 
European Conference of Data Protection Commissioners 
European IT Industry Round Table (EITIRT) 
EVUA - European Virtual Private Network Users Association 
Federation Belges des Coopératives (FEBECOOP) 
Federation of the Electronics Industry (FEI) 
French Consumer and User Associations : (joint submission of ASSECO CFDT, AFOC, ANC, 
AFUTT, LEO, Lagrange, ORGECO, CSF, UNAF, CNAFAL, Familles Rurales, CNAPFS, CGI, 
UFCS, J. Lucas) 
Foreningen af Teknikumingengeniorer 
Gewerkschaft der Post- und Fernmeldebediensteten 
IT Association of Denmark 
Mediaraad 
Motion Picture Association 
Office of the Unitd States Trade Representative 
UNICE 
Verband der Telekommunikationsnetz und Mehrwertdiensteanbieter (VTM) 
Vereniging van exploitanten en machtiginghouders van centrale antenne inrichtingen (VECAI) 
World Travel & Tourism Council 

Einzelorganisationen 

ARD 
Airtouch 
AT&T 
BBC 
Belgacom 
BellSouth Europe 
Bouygues Telecom 
British Telecom 
Cable & Wireless pic 
Cellnet 
Club informatique des grandes entreprises françaises 
CNI-Communications Network International GmbH 
Colin Long, Coudert Brothers 
Communication Media Services S.A. 
Compagnie Générale des Eaux 
Datsa Belgium 
Debitel 
Deutsche Sparkassen und Giroverband 
Deutsche Telekom 
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Energis 
Enertel 
E-Plus Mobilfunk 
EURIM 
France Telecom 
Fundesco 
Hermes Europe Hi trail B.V. 
Kingston Communications 
Mannesmann Mobil funk 
Mercury Communications 
Mercury one2one 
F S Communications 
National Research and Development Centre for welfare and Health (NAWH) (FIN) 
Netcologne GmbH 
Netcom GSM 
Nokia 
OTE 
Orange 
Österreichische Post 
Post et Télécommunications (LUX) 
Post & Telekom (AU) 
Portugal Telecom 
PTT Telecom 
Société Française du Radiotéléphone (SFR) 
Sonofon GSM 
Stet 
TeleDanmark 
Telecom Finland 
Telefonica 
Telekommunikations Gesellschaft für Betrieb 
und Dienstleistungen mbH 
Telenor Mobil 
Thyssen Telecoms AG 
Torch Telecom 
Telia 
Uni source 
Dr. Rolf H. Weber 
Prof. Dr. Paul J.J. Welfens 
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